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Stellungnahme zu den Änderungsanträgen zum Ge-
sundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz 
(GVWG) und den Anträgen der Fraktion DIE LINKE. und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

 

 
 

 

Vorbemerkung 

 
 

Der Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. (bpa) bildet 
mit mehr als 12.000 aktiven Mitgliedseinrichtungen die größte Interessen-
vertretung privater Anbieter sozialer Dienstleistungen in Deutschland. Ein-
richtungen der ambulanten und (teil-)stationären Pflege, der Behinderten-
hilfe sowie der Kinder- und Jugendhilfe in privater Trägerschaft sind sys-
temrelevanter Teil der Daseinsvorsorge. Als gutes Beispiel für Public-pri-
vate-Partnership tragen die Mitglieder des bpa die Verantwortung für rund 
365.000 Arbeitsplätze und circa 27.000 Ausbildungsplätze. Die Investitio-
nen in die pflegerische Infrastruktur liegen bei etwa 29 Milliarden Euro. Mit 
rund 6.200 Pflegediensten, die circa 280.000 Patienten betreuen, und 
5.800 stationären Pflegeeinrichtungen mit etwa 350.000 Plätzen vertritt der 
bpa mehr als jede dritte Pflegeeinrichtung bundesweit. Vor diesem Hinter-
grund nimmt der bpa wie folgt Stellung. 

 

 
 

 

Zusammenfassung  
  
Der bpa unterstützt höhere Löhne für Pflegekräfte und fordert deren 
unbürokratische Refinanzierung und die gleichzeitige Existenzsiche-
rung der Pflegeeinrichtungen durch die Berücksichtigung ihrer be-
trieblichen Risiken und ihres unternehmerischen Wagnisses. Für hö-
here Löhne braucht es aber keinen Tariflohnzwang. Auskömmliche 
Pflegesätze sind die Grundlage der Existenz der Pflegeeinrichtungen 
und sie sind die Grundlage für die Erfüllung des Versorgungsauftra-
ges sowie der Zukunftsinvestitionen. Die in den Änderungsanträgen 
vorgesehene Koppelung von Versorgungsverträgen an eine tarifliche 
Entlohnung, ohne dort auch die betrieblichen Risiken und unterneh-
merischen Wagnisse angemessen zu berücksichtigen, lehnt der bpa 
entschieden ab. Bereits heute sind die Pflegeeinrichtungen extrem re-
guliert – insbesondere die Personalmenge, deren Qualifikation sowie 
die Höhe der Pflegesätze und Vergütung sind festgelegt. Werden jetzt 
noch die einzelnen Gehälter festgeschrieben und zu durchlaufenden 
Posten ohne Berücksichtigung der betrieblichen Risiken und des un-
ternehmerischen Wagnisses, sind die Pflegunternehmen gefährdet, 
weil damit unternehmerisches Handeln in der Pflege weitgehend un-
möglich wird. Zu den verfassungsrechtlichen Bedenken dieser 
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Regelung wird auf die Stellungnahme des bpa Arbeitgeberverbands 
verwiesen.  
 
Der Bundesminister für Gesundheit hat am 2. Juni 2021 in seiner Presse-
konferenz gesagt:  
 
„Aber wir werden jedenfalls schon auch die Möglichkeit unternehme-
rischen Handelns in der Pflege brauchen, von der Caritas bis zum pri-
vaten Anbieter, damit wir ausreichend Angebot haben. Und zwar auch 
in der Fläche ausreichend Angebot haben. Die Städte jedenfalls als 
staatliches Angebot alleine werden das nicht stemmen können.“ 
 
Der bpa nimmt Jens Spahn beim Wort. Um diese Möglichkeit unternehme-
rischen Handelns in der Pflege sicherzustellen, unterbreitet der bpa einen 
Vorschlag zur Berücksichtigung betrieblicher Risiken und des unternehme-
rischen Wagnisses (s. Seite 23).  
 
Denn im Gesetzentwurf findet sich bisher kein einziger Hinweis zur verläss-
lichen Berücksichtigung eines notwendigen unternehmerischen Zuschlags 
bei den Entgeltverhandlungen. Die Personalkosten machen bei Pflegeein-
richtungen und -diensten im Schnitt über 70 % aus. Die Träger haften per-
sönlich für den Erfolg ihres Unternehmens, aber selbstverständlich auch für 
jeden Misserfolg. Wenn politisch so tief in die Finanzierung eingegriffen 
wird, dann müssen zumindest auch verlässliche Aussagen zur angemes-
senen Berücksichtigung der unternehmerischen Risiken und des unterneh-
merischen Wagnisses getroffen werden. Wer A sagt, kann bei B nicht ein-
fach wegschauen.  
 
Wichtig ist, dass die neu einzufügenden Regelungen zu Risiken und Wag-
nis nicht konterkariert werden durch die vom Bundessozialgericht (BSG) 
aufgestellten Grundsätze zum externen Vergleich. Deshalb muss im Ge-
setz oder der Begründung klargestellt werden, dass die angemessene Be-
rücksichtigung des betrieblichen Risikos und des unternehmerischen Wag-
nisses nicht durch den externen Vergleich wieder gekappt werden können. 
 
Auch nach der bisherigen Rechtslage sollte die Bezahlung von Gehältern 
bis zur Höhe tarifvertraglich vereinbarter Vergütungen möglich sein. In der 
Praxis zeigt sich allerdings, dass in den Pflegesatzverhandlungen und vor 
den Schiedsstellen die Pflegeheime und die Pflegedienste höhere Gehälter 
gegen die Pflegekassen und Sozialhilfeträger nicht durchsetzen konnten. 
Das beklagen nicht nur die privaten Anbieter, sondern z.B. auch der Präsi-
dent des Diakonischen Werks, Ulrich Lilie. Er verweist am 31. Mai 2021 in 
einem Interview auf die Mühsal bei der Durchsetzung der Refinanzierung 
dieser gesetzlich gesicherten tariflichen Gehälter. 
 
Der Gesetzgeber ist daher aufgefordert, eine gesicherte Refinanzierung 
von höheren Löhnen in der Pflege ohne Tariflohnzwang sicherzustellen.  
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Um die herausfordernde Arbeit der Pflegekräfte angemessen zu honorieren 
und die Attraktivität des Pflegeberufs sicherzustellen, kommt es darauf an, 
dass die Pflegeheime und Pflegedienste in die Lage versetzt werden, hö-
here Löhne auch tatsächlich ausbezahlen zu können. Dabei muss gewähr-
leistet sein, dass die Pflegeeinrichtungen nicht ihre eigene Existenz aufs 
Spiel setzen müssen, weil die notwendigen Mittel für die Sicherung und den 
Fortbestand des Unternehmens unberücksichtigt bleiben.  
 
„Private Anbieter sind nicht nur für einen funktionierenden Wettbewerb von 
Bedeutung, sie leisten auch einen entscheidenden Beitrag, um die erfor-
derlichen Investitionen in Pflegeheime und -angebote in Milliardenhöhe 
stemmen zu können, die bei einer immer älter werdenden Bevölkerung 
auch in Zukunft notwendig sind.“ 
 
Der bpa möchte die Bundesregierung an dieses von ihr abgegebene Be-
kenntnis zu Markt und Wettbewerb erinnern (Bundestags-Drucksache 
19/8924 vom 1. April 2019). Private Pflegeheime und Pflegedienste sichern 
zu 50 Prozent die pflegerische Versorgung in Deutschland. Sie benötigen 
Rechtssicherheit, Planungssicherheit und einen Spielraum für ihr unterneh-
merisches Handeln. Wer die Existenz der privaten Pflegeeinrichtungen ge-
fährdet, erhöht die Zuzahlungen, reduziert die Wahlfreiheit für die Versi-
cherten und gefährdet die pflegerische Versorgung. 
 
 „Wenn wir das wollen, dass da weiterhin Investitionen stattfinden, dann 
müssen wir auch über den angemessenen Unternehmerlohn in der Pflege 
reden. Selbst die Caritas und die AWO brauchen am Ende des Tages 
schwarze Zahlen. Nicht nur eine schwarze Null, sondern positive Ergeb-
nisse, um zu investieren und Vorsorge zu betreiben.“ 
 
Diese Einschätzung des Bundesministers für Gesundheit vom 2. Juni 2021 
teilt der bpa ausdrücklich. Zur Umsetzung ist eine Berücksichtigung der be-
trieblichen Risiken und des unternehmerischen Wagnisses zwingend erfor-
derlich – die entsprechenden Vorschläge unterbreitet der bpa in dieser Stel-
lungnahme (s. Seite 23). 
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Zu den Vorschriften im Einzelnen: 
 
I.) Änderungsanträge der Fraktionen CDU/CSU und 
SPD zum GVWG 
 

 

  
Änderungsantrag 1, Nr. 1a  
Empfehlung einer Pflegefachkraft für Hilfsmittel  
§ 33 Abs. 5a Satz 3 SGB V 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Hierbei handelt es sich um eine Folgeänderung zu § 40 Abs. 6 SGB V. Für 
bestimmte Hilfsmittel reicht die Empfehlung einer Pflegefachkraft aus, um 
dieses zu Lasten der Krankenkasse dem Versicherten zur Verfügung zu 
stellen. Es bedarf keiner ärztlichen Verordnung mehr.  

 
 

B) Stellungnahme 

 
Der bpa begrüßt die Neuregelung in § 40 Abs. 6 SGB V und dementspre-
chend auch diese Folgeänderung.  
 

 
C) Änderungsvorschläge 

 
Keine.  
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Änderungsantrag 1, Nr. 1b 
Beteiligung der GKV an den Kosten der medizinischen Behand-
lungspflege in Pflegeheimen 
§ 37 Abs. 2 SGB V 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelungen 
 
Die gesetzliche Krankenversicherung beteiligt sich an den Kosten der me-
dizinischen Behandlungspflege in vollstationären Pflegeeinrichtungen mit 
einem jährlichen Pauschalbetrag in Höhe von 640 Millionen Euro. 

 
 

B) Stellungnahme 
 
Der bpa setzt sich seit vielen Jahren dafür ein, dass die Kosten der medizi-
nischen Behandlungspflege in Pflegeheimen vollständig von der gesetzli-
chen Krankenversicherung finanziert werden. Insofern ist die jetzt vorgese-
hene anteilige Übernahme nur ein abstrakter Schritt in die richtige Richtung. 
Diese Regelung wird nicht zu einer spürbaren finanziellen Entlastung der 
Heimbewohner führen, weil der vorgesehene Zuschuss in Höhe von 640 
Millionen Euro bereits durch das Pflegepersonal-Stärkungsgesetz (PpSG) 
eingeführt wurde, um die Vergütungszuschläge nach § 8 Abs. 6 SGB XI zu 
finanzieren. Die Sonderregelung zu den Vergütungszuschlägen soll aber 
abgeschafft werden. Die Kosten für die zusätzlichen Pflegekräfte sollen 
künftig in die Pflegesätze einbezogen werden, die notwendigen Finanzmit-
tel sollen nun weiterhin von der Krankenversicherung an die Pflegeversi-
cherung geleistet werden. 
 
Der bpa fordert weiterhin, dass die Kosten der Behandlungspflege in Pfle-
geheimen vollständig von der Gesetzlichen Krankenversicherung über-
nommen werden. Die Kosten der Behandlungspflege werden zudem auf 
deutlich mehr als zwei Milliarden Euro geschätzt. 
 
Die vorgeschlagene Regelung bringt die Gleichbehandlung von Patienten 
in ambulanter und stationärer Pflege nur unwesentlich voran und trägt nur 
bedingt dazu bei, die Eigenanteile in der stationären Pflege merklich zu 
senken. Das Signal an die Betroffenen dürfte sein, dass dauerhaft der weit-
aus größte Teil der Behandlungspflegekosten trotz andauernder Beitrags-
zahlung nicht von der Krankenversicherung zu tragen wäre, sondern vom 
Versicherten.  
 
Damit bleibt eine systematische Ungleichbehandlung zu Lasten der Be-
wohnerinnen und Bewohner der Pflegeheime bestehen. Während die Kran-
kenkassen selbstverständlich die Kosten der medizinischen Behandlungs-
pflege in der Häuslichkeit vollständig übernehmen, wird den 
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Bewohnerinnen und Bewohnern der Pflegeheime zugemutet, auch künftig 
die Kosten neben den Beiträgen zur Krankenversicherung und den Heim-
entgelten dauerhaft aus eigener Tasche zu zahlen. Der bpa kritisiert diese 
strukturelle Ungleichbehandlung erneut.  
 
Die Leistungen der Pflegeversicherung decken seit vielen Jahren die Kos-
ten der Pflege im Pflegeheim nicht mehr, erst recht nicht die Kosten für die 
medizinische Behandlungspflege. Mit Einführung der Pflegeversicherung 
war die Zuordnung dieser Kosten zur Pflegeversicherung nur übergangs-
weise vorgesehen und sollte dann abgelöst werden durch die systemge-
rechte vollständige Zuweisung zur Krankenversicherung. Die Folgen dieser 
Übergangslösung gelten zum finanziellen Schaden der Bewohnerinnen 
und Bewohner bis heute fort, da sie mehrfach vom Gesetzgeber verlängert 
wurden und letztlich in einer benachteiligenden Dauerregelung mündeten, 
die auch nicht mit der beabsichtigten Neuregelung beendet wird.   
 
Die durchschnittlichen Kosten machen eine erhebliche systemwidrige 
Mehrbelastung nicht nur der Bewohnerinnen und Bewohner, sondern auch 
der Sozialhilfeträger aus. Mittlerweile zeigt sich diese Mehrbelastung der 
Bewohnerinnen und Bewohner in der deutlich steigenden Abhängigkeit von 
Leistungen der Sozialhilfe; so ist mittlerweile etwa ein Drittel wieder ange-
wiesen auf die Sozialhilfe. 
 
Diese systematische Ungleichbehandlung muss beendet werden. Wie bei 
allen anderen Versicherten auch muss die Krankenversicherung die Kosten 
der medizinischen Behandlungspflege in Pflegeheimen vollständig tragen.  
 
Gerade mit Blick auf die steigende Sozialhilfeabhängigkeit von Pflegebe-
dürftigen ist die Zuordnung der behandlungspflegerischen Leistungen zur 
Krankenversicherung erforderlich. Dadurch würden die finanziellen Belas-
tungen für Heimbewohner und Sozialhilfeträger sinken, da die Heimkosten 
systemfremd belastet werden und somit direkte wettbewerbliche Auswir-
kungen bewirken. 
 
 

C) Änderungsvorschlag 
 
Die gesetzliche Krankenversicherung übernimmt die vollständigen Kosten 
der medizinischen Behandlungspflege in vollstationären Pflegeeinrichtun-
gen. 
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Änderungsantrag 1, Nr. 1b 
Verordnungsfähige Maßnahmen durch Pflegefachkräfte 
§ 37 Abs. 8-10 SGB V 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelungen 
 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) regelt Vorgaben zur Dauer 
und Häufigkeit der verordnungsfähigen Maßnahmen, über deren Durchfüh-
rung qualifizierte Pflegefachkräfte innerhalb eines vertragsärztlich festge-
stellten Verordnungsrahmens selbst bestimmen können. Die Krankenkas-
sen müssen die Ausgaben dafür erfassen; der GKV-SV sammelt die Aus-
gaben der einzelnen Kassen und stellt diese für eine Evaluierung zur Ver-
fügung, die drei Jahre nach Inkrafttreten der Regelungen vorzunehmen ist. 
 

 
B) Stellungnahme 

 
Der bpa begrüßt diese Regelung ausdrücklich. Damit setzt der Gesetzge-
ber eine langjährige Forderung des bpa zur Attraktivitätssteigerung des 
Pflegeberufs um. Auch die Konzertierte Aktion Pflege hat sich dafür ausge-
sprochen. Mit einer sog. Blankoverordnung des Arztes können damit Pfle-
gefachkräfte zumindest die Häufigkeit, Dauer und Ausgestaltung von ver-
ordnungsfähigen Leistungen der häuslichen Krankenpflege bestimmen. 
Das, was in vielen Krankenhäusern schon längst rechtlich zulässig ist und 
Pflegefachkräfte selbstverständlich erledigen, wird jetzt endlich auch im 
Rahmen der ambulanten Behandlungspflege möglich. Damit werden die 
Kompetenzen der Pflegefachkräfte stärker anerkannt und ihre Handlungs-
möglichkeiten und ihr Verantwortungsbereich erweitert. Auch wenn sich der 
bpa für eine noch weitergehende Übernahme von Aufgaben durch Pflege-
fachkräfte – auch im Hinblick auf eine eigenständige Verordnungskompe-
tenz, einsetzt – erkennt er an, dass hiermit zumindest ein erster konkreter 
Schritt vollzogen wird. Der bpa ist sehr erfreut, dass der Gesetzgeber den 
Vorschlag aufgegriffen und dem G-BA eine Frist gesetzt hat, damit die Pfle-
gefachkräfte möglichst bald von dieser Kompetenzerweiterung profitieren 
können.  
 
 

C) Änderungsvorschlag 
 
Keiner.  
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Änderungsantrag 1, Nr. 1c 
Übergangspflege im Krankenhaus 
§ 39d SGB V 
 

 

  
A) Beabsichtigte Neuregelung  

 
Den Krankenhäusern soll die Leistungserbringung von pflegerischen Leis-
tungen ermöglicht werden, die bisher zugelassenen Pflegediensten und 
Pflegeheimen vorbehalten waren. Die Finanzierung soll über die gesetzli-
che Krankenversicherung erfolgen, die Zuzahlungen richten sich ebenfalls 
nach den Zuzahlungsregelungen im SGB V. 

 

  
  

B) Stellungnahme  
 
Der bpa lehnt dieses Vorhaben entschieden ab. Krankenhäusern wird 
damit ohne Notwendigkeit die Erbringung pflegerischer Leistungen 
zu Lasten der Pflegeheime und Pflegedienste ermöglicht. Für eine 
Leistungsausweitung der Krankenhäuser in Konkurrenz zu Pflegeein-
richtungen gibt es keine Begründung. Zudem droht die Gefährdung 
bestehender Angebote.  
 
Erschreckend ist der vorgesehene Leistungsumfang für die Krankenhäu-
ser. Vorgesehen sind u.a.:  
 

• Grund- und Behandlungspflege 

• Kurzzeitpflege 

• Aktivierung der Versicherten 

• Pflegerische Leistungen nach dem SGB XI 
 
Dieses sind die Kernleistungen von ambulanten Pflegediensten, vollstatio-
nären Pflegeheimen und Einrichtungen der Kurzzeitpflege. Der Katalog mit 
den neuen Leistungen für die Krankenhäuser stellt damit einen massiven 
Angriff auf die bewährte und flächendeckende Infrastruktur dar. 
 
Der Gesetzesentwurf versäumt es, darzulegen, warum eine solche Leis-
tungserbringung überhaupt erforderlich ist. Die Krankenhäuser haben die-
sen Anspruch, wenn die Leistungen „nicht oder nur unter erheblichem Auf-
wand erbracht werden können“. Es werden keinerlei Belege angeführt, 
wann in der Vergangenheit die 14.688 ambulanten Pflegedienste und die 
15.380 stationären Pflegeheime nicht in der Lage waren, entsprechende 
Leistungen anzubieten.  
 
Besonders kritisch ist der Anspruch hinsichtlich der Kurzzeitpflege zu be-
werten. Änderungsantrag 6 zu Artikel 2 (s. Seite 32) sieht verschiedene 
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Maßnahmen vor, um die Kurzzeitpflege im Rahmen der Pflegeversicherung 
zu stärken. Dieses wird aber konterkariert, wenn die Krankenhäuser im 
Rahmen des SGB V einen eigenen Anspruch auf Kurzzeitpflege bekom-
men. Das wird nicht dazu führen, dass sich die unterschiedlichen Kurzzeit-
angebote sinnvoll ergänzen, sondern es wird eine Patientensteuerung zu 
Lasten der SGB XI-Kurzzeitpflege geben.  
 
Viele Versicherte werden im Nachgang zu einer schweren Erkrankung pfle-
gebedürftig. Ein sehr häufiges Beispiel dafür ist ein Schlaganfall. Das be-
deutet, dass die Patienten zur akuten Versorgung sich im Krankenhaus be-
finden und im Anschluss aufgrund der Schwere der Erkrankung pflegebe-
dürftig sind. Sehr häufig wird in einer solchen Konstellation dann zunächst 
einmal Kurzzeitpflege wahrgenommen. Sollte die Neuregelung in § 39d 
SGB V eingeführt werden, dürfte es nach Auffassung des bpa in Zukunft 
regelhaft zu einer Leistungserbringung der Kurzzeitpflege durch das Kran-
kenhaus kommen.  
 
Denn zum einen sind die Bestimmungen der Regelungen unbestimmte 
Rechtsbegriffe, die nach Belieben durch die Krankenhäuser ausgelegt wer-
den können. Denn was heißt es denn konkret, dass eine Leistung z.B. der 
Kurzzeitpflege nicht oder nur unter erheblichen Aufwand in Anspruch ge-
nommen werden kann? Die Begründung führt sogar an, dass das Kranken-
haus die Kurzzeitpflege durchführen kann, wenn ein Kurzzeitpflegeplatz 
ansonsten nur „in erheblicher Entfernung“ zur Verfügung steht. Was bedeu-
tet denn in diesem Fall eine solche Entfernung? Zudem ist unbedingt darauf 
zu achten, dass wirtschaftliche Anreize nicht dazu führen, dass Patienten 
einer krankenhauseigenen Kurzzeitpflege statt der Reha zugeführt werden. 
 
Zum anderen wird es nach Auffassung des bpa auch eine Patientensteue-
rung durch die Zuzahlungen stattfinden. § 39 Abs. 2 SGB V regelt, dass die 
üblichen Krankenhauszuzahlungen auch für die Übergangspflege im Kran-
kenhaus gelten sollen. Das bedeutet: Wer die Kurzzeitpflege im Kranken-
haus in Anspruch nimmt, muss erheblich weniger zuzahlen, als ein Versi-
cherter, der die Kurzzeitpflege im Rahmen der Pflegeversicherung in An-
spruch nimmt. Denn trotz der vorgesehenen Regelungen zur Begrenzung 
der Eigenanteile in der vollstationären Pflege (s. Änderungsantrag Nr. 4 zu 
Artikel 2, Seite 21Fehler! Textmarke nicht definiert.), werden die Zuzah-
lungen für die Krankenhausbehandlung immer deutlich niedriger sein als 
die Zuzahlungen für die Pflegeversicherung. Kurzzeitpflege im Kranken-
haus ist damit für die Versicherten ganz erheblich günstiger als die 
Kurzzeitpflege in einer nach dem SGB XI zugelassenen Einrichtung!  
 
Wer die flächendeckende Versorgung mit Kurzzeitpflege sichern will, darf 
keine Konkurrenz aufbauen, mit der keine SGB XI-Einrichtung mithalten 
kann. 
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C) Änderungsvorschlag  

  
Artikel 1 Nr. 4 wird gestrichen. § 39d SGB V wird nicht eingefügt.  
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Änderungsantrag 1, Nr. 1d  
Modellvorhaben zur Übertragung ärztlicher Tätigkeiten auf Pfle-
gefachpersonen 
§ 64d SGB V 

 

 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
In jedem Bundesland müssen die Krankenkassen mindestens ein Modell-
vorhaben zur Übertragung von ärztlichen Tätigkeiten auf Pflegefachkräfte 
durchführen. 
 
Die Spitzenorganisationen nach § 132a Absatz 1 Satz 1 SGB V und die 
Kassenärztliche Bundesvereinigung legen in einem Rahmenvertrag die 
Einzelheiten zu den Modellvorhaben fest. Der Bundespflegekammer und 
den Verbänden der Pflegeberufe auf Bundesebene und der Bundesärzte-
kammer soll dabei Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden.  
 

 
 

B) Stellungnahme 

 
Der bpa teilt die Einschätzung in der Begründung, dass die bisherige Mög-
lichkeit für entsprechende Modellvorhaben nach § 63 Abs. 3c SGB V „bis-
her kaum genutzt wurde“. Insofern ist es nachvollziehbar, wenn der Ge-
setzgeber jetzt eine Verpflichtung für die Durchführung der Modellvorhaben 
vorsieht. Allerdings bedeutet auch diese Verpflichtung wieder nur eine Ver-
schiebung, die verhindert, dass es zügig zu einer Übertragung von Heil-
kunde auf Pflegefachkräfte kommt. 
 
Der bpa weist darauf hin, dass die Regelungen nach § 63 Abs. 3b und 3c 
SGB V mit dem Pflege-Weiterentwicklungsgesetz (PfWG) eingeführt und 
zum 
 

1. Juli 2008 
 

in Kraft getreten sind. Nach nunmehr fast 13 Jahren kommt der Gesetzge-
ber also zum Schluss, dass diese Regelungen keine Wirkung entfaltet ha-
ben. Deswegen plädiert der bpa dafür, diese Modellvorhaben komplett 
zu streichen und die Übertragung von heilkundlichen Tätigkeiten per 
Gesetz zu regeln.  
 
Sofern der Gesetzgeber dieser grundsätzlichen Forderung des bpa nicht 
nachkommt und es bei der bisherigen Regelung in § 64d SGB V bleibt, 
verweist der bpa dazu auf die nachfolgenden Anmerkungen. 
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Es ist zu begrüßen, dass ausdrücklich auch Pflegefachkräfte, die ihren Ab-
schluss nach dem Kranken- oder Altenpflegegesetz erworben haben, be-
rücksichtigt werden. Bei der Entwicklung entsprechender Module nach § 14 
PflBG ist sicherzustellen, dass diese gleichermaßen für alle Abschlüsse 
nach dem PflBG zugänglich sind. Darüber hinaus muss gleichermaßen ge-
währleistet sein, dass die Inhalte der Qualifizierungsmodule auch berufs-
begleitend als Weiterbildungsmaßnahmen für Pflegekräfte angeboten wer-
den. Nach Abschluss der entsprechenden Qualifikation oder Weiterbildung 
ist sicherzu stellen, dass alle Pflegefachkräfte – nach dem PflBG oder nach 
dem Kranken- bzw. Altenpflegegesetz – auch in allen Bereichen berechtigt 
sind, die übertragenen heilkundlichen Tätigkeiten auszuüben. 
 
Die Einführung einer Schiedsperson im Falle einer Nichteinigung auf die 
Inhalte des Rahmenvertrags wird grundsätzlich vom bpa begrüßt. Aufgrund 
entsprechender Erfahrungen mit Schiedspersonen im SGB V fordert der 
bpa zur Wahrung der erforderlichen Rechtssicherheit anstelle der Schieds-
person eine Schiedsstelle.  
 
Der bpa kann nicht nachvollziehen, weshalb eine nicht legitimierte Institu-
tion wie die sog. „Bundespflegekammer“ stellungnahmeberechtigt sein soll. 
Die sog. „Bundespflegekammer“ ist eine Rumpforganisation, die keinerlei 
Legitimation hat, sich repräsentativ für die Angehörigen der Pflegeberufe 
zu äußern. Nach eigenen Angaben sind die derzeitigen Mitglieder der sog. 
„Bundespflegekammer“ die Landespflegekammer in Rheinland-Pfalz, die 
Landespflegekammer in Schleswig-Holstein, die Landespflegekammer in 
Niedersachsen und der Deutsche Pflegerat. Die Landespflegekammern in 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein befinden sich gerade in der Ab-
wicklung und können daher ebenso wenig berücksichtigt werden wie der 
Deutsche Pflegerat, der keine Altenpflegekräfte vertritt und als Zusammen-
schluss der Berufsverbände über diese bereits repräsentiert ist. Das be-
deutet, dass die sog. „Bundespflegekammer“ also gerade einmal eine Lan-
despflegekammer zu vertreten vorgibt. Es ist nicht nachvollziehbar, warum 
einer solche Rumpforganisation im Rahmen des Gesetzes ein Stellungnah-
merecht eingeräumt werden soll. Es darf kein gesetzliches Sonderrecht ei-
nes nicht legitimierten Vereins geben. Ein maßgeblicher Verband auf Bun-
desebene braucht die Verankerung in allen Bundesländern und nicht nur 
einen selbst formulierten Vereinszweck. 
 

 
C) Änderungsvorschläge 

 
Grundsätzlich sollten die Modellvorhaben komplett gestrichen und die 
Übertragung von heilkundlichen Tätigkeiten aktuell per Gesetz geregelt 
werden. Sofern es dennoch bei der bisherigen Regelung bleibt, sind die 
folgenden Änderungen notwendig: 
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§ 64d Abs. 3 Sätze 4 und 5 SGB V werden wie folgt gefasst: 
 
Die Spitzenorganisationen nach § 132a Absatz 1 Satz 1 und die Kassen-
ärztliche Bundesvereinigung legen in einem Rahmenvertrag die Einzelhei-
ten bis zum 31. März 2022 fest. Der Bundespflegekammer und dDen 
Verbänden der Pflegeberufe auf Bundesebene und der Bundesärztekam-
mer ist vor Abschluss des Rahmenvertrags Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. 
 
§ 64d Abs. 4 Sätze 2 und 3 SGB V werden wie folgt gefasst: 
 
Im Fall der Nichteinigung wird der Inhalt des Rahmenvertrages durch eine 
von den Vertragspartnern zu bestimmende unabhängige Schiedsperson 
Schiedsstelle innerhalb von drei Monaten auf Antrag einer der Vertrags-
partner oder des Bundesministeriums für Gesundheit festgelegt. Einigen 
sich die Vertragspartner nicht auf eine Schiedsperson Schiedsstelle, so 
wird diese vom Bundesamt für Soziale Sicherung bestimmt.  
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Änderungsantrag 1, Nr. 1f  
Bundesrahmenempfehlung häusliche Krankenpflege –  
Verordnung durch Pflegefachkräfte  
§ 132a Abs. 1 Nr. 7 SGB V 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen und die für die Wahrneh-
mung der Interessen von Pflegediensten maßgeblichen Spitzenorganisati-
onen auf Bundesebene erhalten den Auftrag, in den Rahmenempfehlungen 
die Anforderungen an die Eignung der qualifizierten Pflegefachpersonen zu 
regeln, die über die Dauer und Häufigkeit bestimmter ärztlich verordneter 
Maßnahmen der häuslichen Krankenpflege entscheiden können.  
 
 

B) Stellungnahme 

 
Hierbei handelt es sich um eine Folgeänderung zu § 37 Abs. 8 SGB V 
(siehe Seite 10). Der bpa begrüßt die vorgesehene Regelung.   
 

 
C) Änderungsvorschläge 

 
Keine.  
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Änderungsantrag 1, Nr. 1g  
Versorgung mit Leistungen der Übergangspflege im Kranken-
haus 
§ 132m SGB V 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Die Verbände der Krankenkassen schließen mit der Landeskrankenhaus-
gesellschaft Verträge über die Erbringung von Übergangspflege im Kran-
kenhaus nach § 39d SGB V. 
 

B) Stellungnahme 

 
Der bpa lehnt die Einführung der Übergangspflege im Krankenhaus ent-
schieden ab (siehe Seite 11) und fordert die Streichung von § 39d SGB V. 
Dementsprechend ist auch § 132m SGB V zu streichen und anstelle des-
sen die Kurzzeitpflege im SGB XI konsequent auszubauen.  
 

 
C) Änderungsvorschlag 

 
§ 132m SGB V wird gestrichen.  
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Änderungsantrag 3, Nr. 1c  
Beteiligung des Bundes an Aufwendungen der sozialen Pflege-
versicherung 
§ 61a SGB XI 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Der Bund beteiligt sich ab dem Jahr 2022 an den Aufwendungen der sozi-
alen Pflegeversicherung jährlich in Höhe von 1 Milliarde Euro.  

 
 

B) Stellungnahme 

 
Der bpa begrüßt grundsätzlich die Beteiligung des Bundes an den Aufwen-
dungen der sozialen Pflegeversicherung, kritisiert aber den hier vorgese-
henen Betrag als viel zu gering. Die in dem Gesetz vorgesehenen Maßnah-
men sind sehr kostenintensiv; die Gegenfinanzierung dafür ist aus Sicht 
des bpa völlig unzureichend. Die Umsetzung des Personalbemessungs-
systems, die Deckelung der Eigenanteile und die Finanzierung der höheren 
Löhne für die Pflegekräfte werden zu massiven Mehrausgaben führen, die 
sich nicht durch den Bundeszuschuss in Höhe von 1 Milliarde Euro p.a. und 
die Erhöhung des Beitrags für Kinderlose kompensieren lassen. Besonders 
kritisch bewertet der bpa, dass offenbar die ausbleibende Dynamisierung 
(s. Seite 53Fehler! Textmarke nicht definiert.) herangezogen wird, um 
die exorbitanten Kosten der verschiedenen Maßnahmen als finanziert be-
werten zu können. Die nicht ausreichende Finanzierung wird nicht nur sehr 
schnell zu höheren Beitragssätzen für alle Beitragszahler, sondern vorher 
schon zu höheren Zuzahlungen der Pflegebedürftigen und zu einer Decke-
lung der Gehälter der Pflegekräfte führen. Die unausgeglichene Rechnung 
dieser Pflegereform werden die Pflegebedürftigen bezahlen.  
 
Dass die Finanzierung nicht ausreichend ist, wird auch daran deutlich, dass 
die im vorherigen Entwurf vorgesehene Tragung der Rentenversicherungs-
beiträge für Pflegepersonen durch den Bund gestrichen wurde. Damit wäre 
ein Anliegen umgesetzt worden, das der bpa in seinem Positionspapier zur 
Reform der Pflegeversicherung gefordert hat: 
 
„Die Pflegeversicherung finanziert viele Aufgaben, die nicht originär in de-
ren Zuständigkeit liegen. Würden diese von den eigentlichen Verantwortli-
chen gezahlt, wäre eine sofortige Entlastung der Pflegeversicherung und 
der pflegebedürftigen Menschen möglich. Dies umfasst u.a. die Förderung 
von Familie, Pflege und Beruf sowie insbesondere die Leistungen zur sozi-
alen Sicherung der Pflegepersonen (beispielsweise die Zahlung von Ren-
tenpunkten für pflegende Angehörige). Insgesamt betragen die Kosten die-
ser Leistungen etwa drei Milliarden Euro jährlich.“  

 

mailto:bund@bpa.de
http://www.bpa.de/
https://www.bpa.de/Fachinformationen-Positionen.19.0.html?&no_cache=1&tx_bpadocumentlist_pi1%5Buid%5D=1438696
https://www.bpa.de/Fachinformationen-Positionen.19.0.html?&no_cache=1&tx_bpadocumentlist_pi1%5Buid%5D=1438696


 
 

 

 

 
bpa – Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. 

Bundesgeschäftsstelle, Friedrichstr. 148, 10117 Berlin 
Tel. 030 – 30 87 88 60, Fax 030 – 30 87 88 89 

bund@bpa.de – www.bpa.de 
20 

 

 
 

 
C) Änderungsvorschlag 

 
§ 61a SGB XI wird wie folgt gefasst: 
 
(1) Der Bund leistet zur pauschalen Beteiligung an den Aufwendungen der 
sozialen Pflegeversicherung ab dem Jahr 2022 jährlich 3 Milliarden 1 Mil-
liarde Euro in monatlich zum jeweils ersten Bankarbeitstag zu überweisen-
den Teilbeträgen an den Ausgleichsfonds nach § 65. 
 
(2) Die nach § 44 geleisteten Ausgaben der sozialen Pflegeversiche-
rung für Rentenversicherungsbeiträge für Pflegepersonen werden 
dieser vom Bund erstattet. Die Erstattung erfolgt durch vierteljährli-
che Abschlagszahlungen in Höhe der im Vorjahresquartal verausgab-
ten Beträge sowie eine Schlussabrechnung nach Vorlage der Finanz-
statistik für das vorangegangene Kalenderjahr. Die Abschlagszahlun-
gen an den Ausgleichsfonds der sozialen Pflegeversicherung sind je-
weils zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November fällig. 
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Änderungsantrag 4, Nr. 1b  
Begrenzung des Eigenanteils an den pflegebedingten Aufwen-
dungen 
§ 43c SGB XI 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Pflegebedürftige der Pflegegrade 2 bis 5, die vollstationäre Leistungen be-
ziehen, erhalten einen Leistungszuschlag zu ihrem zu zahlenden Eigenan-
teil an den pflegebedingten Aufwendungen.  
 
In den ersten 12 Monaten beträgt der Zuschlag fünf Prozent, ab dem 13. 
Monat liegt dieser bei 25 Prozent, ab dem 25. Monat bei 45 Prozent und ab 
dem 37. Monat bei 70 Prozent des zu zahlenden Eigenanteils an den pfle-
gebedingten Aufwendungen. 

 
 

B) Stellungnahme 

 
Insbesondere zu Beginn eines notwendigen Heimaufenthaltes kann der Ei-
genanteil meist noch aus eigenen Ersparnissen oder aus den Rentenein-
künften finanziert werden. Mit anhaltender Pflegebedürftigkeit droht dann 
sehr schnell die Armutsfalle und die pflegebedingte Sozialhilfeabhängig-
keit. Insofern ist es nachvollziehbar, statt eines generellen Erbenschutzpro-
gramms die Dauer des Heimaufenthaltes bei der finanziellen Entlastung zu 
berücksichtigen. Der bpa weist aber sehr deutlich darauf hin, dass politisch 
gewollte Kostensteigerungen durch höhere Löhne und eine bessere Per-
sonalausstattung zu deutlich höheren Pflegesätzen führen werden. Eine fi-
nanzielle Entlastung der pflegebedürftigen Menschen wird insofern mit die-
sem Vorschlag nicht wirklich erreicht, da parallel durch staatliche Vorgaben 
die pflegebedingten Kosten massiv gesteigert werden. Hierauf gibt der Ent-
lastungsvorschlag nur eine dürftige Antwort. 
 
Die im Vergleich zu vorherigen Fassungen neu eingeführte Entlastung der 
Heimbewohner im ersten Jahr um fünf Prozent ändert daran nichts. Dass 
die Finanzierung dieser Fünf-Prozent-Regelung zu Lasten der Heimbewoh-
ner erfolgt, die mehr als 24 Monate vollstationäre Leistungen beziehen, un-
terstreicht die Vielzahl der faulen Kompromisse, die angesichts der völlig 
verfehlten Finanzierung der Änderungsanträge notwendig waren.  
 
Zum bisher ebenfalls fehlenden Aspekt der Dynamisierung der Leistungen 
verweisen wir auf die Ausführungen zu Änderungsantrag 18 (S. 53).  
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C) Änderungsvorschläge 
 

Keine.  
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Änderungsantrag 5, Nr. 1  
Tarifliche Entlohnung 
§ 72 Abs. 3a – 3b SGB XI 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Ab dem 1. September 2022 dürfen Versorgungsverträge nur mit Pflegeein-
richtungen abgeschlossen sein, die ihren Beschäftigten im Pflege- und Be-
treuungsbereich eine Entlohnung zahlen, die in Tarifverträgen oder kirchli-
chen Arbeitsrechtsregelungen, an die die Pflegeeinrichtungen gebunden 
sind, vereinbart ist. Mit Pflegeeinrichtungen, die nicht an Tarifverträge oder 
kirchliche Arbeitsrechtsregelungen gebunden sind, dürfen Versorgungsver-
träge nur abgeschlossen werden, wenn sie ihren Beschäftigten im Pflege- 
und Betreuungsbereich eine Entlohnung zahlen, die die Höhe eines Tarif-
vertrags nicht unterschreitet, dessen räumlicher, zeitlicher, fachlicher und 
persönlicher Gestaltungsbereich eröffnet ist oder die Höhe eines Tarifver-
trags nicht unterschreitet, der für mindestens eine andere Pflegeeinrichtung 
in der Region gilt, oder die Höhe einer entsprechenden kirchlichen Arbeits-
rechtsregelung nicht unterschreitet.  
 
Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen legt in Richtlinien das Nähere 
zur Einhaltung der tariflichen Entlohnung fest. Die Pflegeeinrichtungen 
müssen den Pflegekassen mitteilen, welcher Tarifvertrag für sie maßgeb-
lich ist.   

 
 

B) Stellungnahme 

 
Der bpa unterstützt höhere Löhne für Pflegekräfte und fordert deren unbü-
rokratische Refinanzierung und die gleichzeitige Existenzsicherung der 
Pflegeeinrichtungen durch die Berücksichtigung ihrer betrieblichen Risiken 
und ihres unternehmerischen Wagnisses. Für höhere Löhne braucht es 
aber keinen Tariflohnzwang. Auskömmliche Pflegesätze sind die Grund-
lage der Existenz der Pflegeeinrichtungen und sie sind die Grundlage für 
die Erfüllung des Versorgungsauftrages sowie der Zukunftsinvestitionen. 
Die in den Änderungsanträgen vorgesehene Koppelung von Versorgungs-
verträgen an eine tarifliche Entlohnung, ohne dort auch die betrieblichen 
Risiken und unternehmerischen Wagnisse angemessen zu berücksichti-
gen, lehnt der bpa entschieden ab. Bereits heute sind die Pflegeeinrichtun-
gen extrem reguliert – insbesondere die Personalmenge, deren Qualifika-
tion sowie die Höhe der Pflegesätze und Vergütung sind festgelegt. Wer-
den jetzt noch die einzelnen Gehälter festgeschrieben und zu durchlaufen-
den Posten ohne Berücksichtigung der betrieblichen Risiken und des un-
ternehmerischen Wagnisses, sind die Pflegunternehmen gefährdet, weil 
damit unternehmerisches Handeln in der Pflege weitgehend unmöglich 
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wird. Zu den verfassungsrechtlichen Bedenken dieser Regelung wird auf 
die Stellungnahme des bpa Arbeitgeberverbands verwiesen.  
 
Der Bundesminister für Gesundheit hat am 2. Juni 2021 in seiner Presse-
konferenz gesagt:  
 
„Aber wir werden jedenfalls schon auch die Möglichkeit unternehme-
rischen Handelns in der Pflege brauchen, von der Caritas bis zum pri-
vaten Anbieter, damit wir ausreichend Angebot haben. Und zwar auch 
in der Fläche ausreichend Angebot haben. Die Städte jedenfalls als 
staatliches Angebot alleine werden das nicht stemmen können.“ 
 
Der bpa nimmt Jens Spahn beim Wort. Um diese Möglichkeit unternehme-
rischen Handelns in der Pflege sicherzustellen, unterbreitet der bpa einen 
Vorschlag zur Berücksichtigung betrieblicher Risiken und des unternehme-
rischen Wagnisses (s. Seite 23).  
 
Denn im Gesetzentwurf findet sich bisher kein einziger Hinweis zur verläss-
lichen Berücksichtigung eines notwendigen unternehmerischen Zuschlags 
bei den Entgeltverhandlungen. Die Personalkosten machen bei Pflegeein-
richtungen und -diensten im Schnitt über 70 % aus. Die Träger haften per-
sönlich für den Erfolg ihres Unternehmens, aber selbstverständlich auch für 
jeden Misserfolg. Wenn politisch so tief in die Finanzierung eingegriffen 
wird, dann müssen zumindest auch verlässliche Aussagen zur angemes-
senen Berücksichtigung der unternehmerischen Risiken und des unterneh-
merischen Wagnisses getroffen werden. Wer A sagt, kann bei B nicht ein-
fach wegschauen.  
 
Wichtig ist, dass die neu einzufügenden Regelungen zu Risiken und Wag-
nis nicht konterkariert werden durch die vom Bundessozialgericht (BSG) 
aufgestellten Grundsätze zum externen Vergleich. Deshalb muss im Ge-
setz oder der Begründung klargestellt werden, dass die angemessene Be-
rücksichtigung des betrieblichen Risikos und des unternehmerischen Wag-
nisses nicht durch den externen Vergleich wieder gekappt werden können. 
 
Der bpa hat für die Pflegeeinrichtungen die betrieblichen Risiken und das 
unternehmerische Wagnis in Studien exakt beziffern lassen. Nahezu fünf 
Prozent betragen die üblichen betrieblichen Risiken, die ein Pflegeunter-
nehmer neben den vereinbarten Gehaltssummen jederzeit tragen können 
muss. Hier wird eine Nulllinie definiert. Nur dann kann er seinen Versor-
gungsvertrag und damit seinen Auftrag ohne absehbare wirtschaftliche 
Verluste überhaupt erfüllen. In den Studien wurde auch das unternehmeri-
sche Wagnis beziffert. Fünf Prozent Gewinnerwartung sind notwendig für 
jeden Betreiber, vollkommen unabhängig von der Trägerschaft.  
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Auch nach der bisherigen Rechtslage ist die Bezahlung von Gehältern bis 
zur Höhe tarifvertraglich vereinbarter Vergütungen wirtschaftlich. In der 
Praxis zeigt sich allerdings, dass in den Pflegesatzverhandlungen und vor 
den Schiedsstellen die Pflegeheime und die Pflegedienste höhere Gehälter 
gegen die Pflegekassen und Sozialhilfeträger nicht durchsetzen konnten. 
Das beklagen nicht nur die privaten Anbieter, sondern z.B. auch der Präsi-
dent des Diakonischen Werks, Ulrich Lilie. Er verweist am 31. Mai 2021 in 
einem Interview auf die Mühsal bei der Durchsetzung der Refinanzierung 
dieser gesetzlich gesicherten tariflichen Gehälter. 
 
Den Pflegeeinrichtungen aber werden von den Vertragspartnern besten-
falls 1,5 % für beide Positionen, betriebliches Risiko und unternehmeri-
sches Wagnis, angeboten. Beispielhaft sei hier verwiesen auf eine 
Schiedsentscheidung in Baden-Württemberg, aber auch in Niedersachsen 
hat die Schiedsstelle einen Wagniszuschlag in Höhe von lediglich 2% ab-
gelehnt und mit Verweis auf die BSG-Rechtsprechung im Rahmen des ex-
ternen Vergleiches den Zuschlag auf null reduziert.     
 
Für einen ambulanten Pflegedienst mit einem Umsatz von einer Million 
Euro bedeutet die Entscheidung der Schiedsstelle in Baden-Württemberg 
nichts anderes, als dass der Unternehmer auf 15.000 Euro hoffen darf, 
wenn im ganzen Jahr kein einziges unvorhersehbares Risiko eintritt. Das 
Beispiel ist übertragbar und zeigt, dass die angestrebte flächendeckende 
tarifliche Entlohnung in zugelassenen Einrichtungen der Altenpflege 
ohne die verpflichtende Berücksichtigung des betrieblichen Risikos 
und unternehmerischen Wagnisses nichts anderes darstellt als eine 
direkte Gefährdung der Unternehmen. 
 
In Niedersachsen wird den Pflegediensten flächendeckend die Einführung 
der tariflichen Entlohnung verweigert – sie erhalten Punktwerte, die bis zu 
30 % unter denen der Wohlfahrtsverbände liegen.  
Der Gesetzgeber ist daher aufgefordert, eine gesicherte Refinanzierung 
von höheren Löhnen in der Pflege ohne Tariflohnzwang sicherzustellen.  
Um die herausfordernde Arbeit der Pflegekräfte angemessen zu honorieren 
und die Attraktivität des Pflegeberufs sicherzustellen, kommt es darauf an, 
dass die Pflegeheime und Pflegedienste in die Lage versetzt werden, hö-
here Löhne auch tatsächlich ausbezahlen zu können. Dabei muss gewähr-
leistet sein, dass die Pflegeeinrichtungen nicht ihre eigene Existenz aufs 
Spiel setzen müssen, weil in den Pflegesätzen die betrieblichen Risiken 
und das unternehmerische Wagnis unberücksichtigt bleiben.  
 
„Private Anbieter sind nicht nur für einen funktionierenden Wettbewerb von 
Bedeutung, sie leisten auch einen entscheidenden Beitrag, um die erfor-
derlichen Investitionen in Pflegeheime und -angebote in Milliardenhöhe 
stemmen zu können, die bei einer immer älter werdenden Bevölkerung 
auch in Zukunft notwendig sind.“ 
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Der bpa möchte die Bundesregierung an dieses von ihr abgegebene Be-
kenntnis zu Markt und Wettbewerb erinnern (Bundestags-Drucksache 
19/8924 vom 1. April 2019). Private Pflegeheime und Pflegedienste sichern 
zu 50 Prozent die pflegerische Versorgung in Deutschland. Sie benötigen 
Rechtssicherheit, Planungssicherheit und einen Spielraum für ihr unterneh-
merisches Handeln. Wer die Existenz der privaten Pflegeeinrichtungen ge-
fährdet, reduziert die Wahlfreiheit für die Versicherten und gefährdet die 
pflegerische Versorgung. 
 
 „Wenn wir das wollen, dass da weiterhin Investitionen stattfinden, dann 
müssen wir auch über den angemessenen Unternehmerlohn in der Pflege 
reden. Selbst die Caritas und die AWO brauchen am Ende des Tages 
schwarze Zahlen. Nicht nur eine schwarze Null, sondern positive Ergeb-
nisse, um zu investieren und Vorsorge zu betreiben.“ 
 
Diese Einschätzung des Bundesministers für Gesundheit vom 2. Juni 2021 
teilt der bpa ausdrücklich. Zur Umsetzung ist eine Berücksichtigung der be-
trieblichen Risiken und des unternehmerischen Wagnisses zwingend erfor-
derlich – die entsprechenden Vorschläge unterbreitet der bpa in dieser Stel-
lungnahme (s. Seite 23). 
 
Um Vergütungsverhandlungen auf Augenhöhe durchführen zu können und 
die Bürokratieaufwendigen und Ressourcen raubenden Verhandlungen ef-
fizienter und effektiver zu gestalten, schlägt der bpa nachfolgendes vor. Die 
Landespflegesatzkommissionen nach § 86 SGB XI wird ausdrücklich er-
mächtigt, Musterentgelte zu vereinbaren, denen zugelassene Pflegeein-
richtungen beitreten können. Die Regelung muss so ausgestaltet werden, 
dass die Schiedsstelle entscheiden kann, wenn eine Vereinbarung nicht 
zustande kommt. 
 
 

C) Änderungsvorschläge 
 
Änderungsantrag 5 ist zu streichen. 
 
Sollte es bei den Regelungen zur tariflichen Bezahlung bleiben, muss die 
Berücksichtigung des betrieblichen Risikos und des unternehmerischen 
Wagnisses verbindlich geregelt werden.  
 
 
1.) Neuer Satz vor dem jetzigen § 84 Abs. 2 Satz 7 SGB XI sowie in § 
89 Abs. 1 SGB XI:  
 
„Die Pflegesätze sind dann leistungsgerecht, wenn sie auch betriebliche 
Risiken und das unternehmerische Wagnis angemessen berücksichtigen. 
Eine angemessene Berücksichtigung der betrieblichen Risiken sowie des 
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unternehmerischen Wagnisses darf nicht als unwirtschaftlich abgelehnt 
werden bei der Entgeltverhandlung und -vereinbarung.“  
 
In der Begründung sollte klargestellt werden, dass Risiko und Wagnis dann 
aber nicht durch den externen Vergleich gekappt werden dürfen. 
 
 
2.) Neu in § 86 Abs. 1 SGB XI: 
 
Auf Antrag eines Mitglieds vereinbart die Landespflegesatzkommission je-
weils ein Musterentgelt für die Pflegevergütung je Pflegegrad, für Unter-
kunft und für Verpflegung. Kommt eine Vereinbarung innerhalb von 6 Wo-
chen nicht zustande, entscheidet die Schiedsstelle. Zugelassene Pflege-
einrichtungen können dieser Vereinbarung beitreten. Die Möglichkeit der 
individuellen Verhandlung und Vereinbarung bleibt davon unberührt. Die 
Verpflichtung zur Vorlage der schriftlichen Stellungnahme der nach heim-
rechtlichen Vorschriften vorgesehenen Interessenvertretung der Bewohne-
rinnen und Bewohner bleibt unberührt. Dann weiter: Die Landespflegesatz-
kommission vereinbart auf Antrag eines Mitglieds für einen künftigen Pfle-
gesatzzeitraum auch pauschale Veränderungen der Entgelte für die Pfle-
gevergütung, für Unterkunft und für Verpflegung vereinbarter Pflegesätze 
in angemessener Höhe. Kommt eine Vereinbarung innerhalb von 6 Wo-
chen nicht zustande, entscheidet die Schiedsstelle. Zugelassene Pflege-
einrichtungen können dieser Vereinbarung beitreten. Die Verpflichtung zur 
Vorlage der schriftlichen Stellungnahme der nach heimrechtlichen Vor-
schriften vorgesehenen Interessenvertretung der Bewohnerinnen und Be-
wohner bleibt unberührt. 
 
 
3.) Eine weitere Änderung ist in § 87 SGB XI erforderlich: 
 
In § 87 SGB XI (Unterkunft und Verpflegung) sollte darauf verwiesen wer-
den, dass die Grundsätze von § 84 Abs. 2 Satz 4 („Die Pflegesätze müssen 
einem Pflegeheim bei wirtschaftlicher Betriebsführung ermöglichen, seine 
Aufwendungen zu finanzieren und seinen Versorgungsauftrag zu erfüllen 
unter Berücksichtigung einer angemessenen Vergütung ihres Unterneh-
merrisikos.“) entsprechend gelten, da die jetzige Regelung zu erheblichen 
Diskussionen und Missverständnissen geführt hat: Personalkosten werden 
unterschiedlich behandelt, je nachdem ob sie zur Pflegevergütung zuge-
rechnet werden oder zu Unterkunft und Verpflegung. 
§ 87 SGB XI ist daher wie folgt zu ändern:  
 
„Die als Pflegesatzparteien betroffenen Leistungsträger (§ 85 Abs. 2) ver-
einbaren mit dem Träger des Pflegeheimes die von den Pflegebedürftigen 
zu tragenden Entgelte für die Unterkunft und für die Verpflegung jeweils 
getrennt. Die Entgelte müssen in einem angemessenen Verhältnis zu den 
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Leistungen stehen. § 84 Abs. 2 Satz 4, Abs. 3 und 4 und die §§ 85 und 86 
gelten entsprechend; § 88 bleibt unberührt.“ 
 
 
Zudem ist eine Auffangregelung vorzusehen für den Fall, dass es in der 
vorgesehenen sehr kurzen Zeitspanne nicht gelingt, eine notwendige Neu-
verhandlung der Entgelte unter den geltenden Bedingungen fristgerecht zu 
vereinbaren. Liegt bis zum 30. Juli 2022 keine zwischen den Pflegekassen 
und der Pflegeeinrichtung abgeschlossene Vergütungsvereinbarung, wel-
che die Personalkostensteigerungen aufgrund der Tarifanwendung berück-
sichtigt, vor, gilt die Vergütung auf der Basis der von der Pflegeeinrichtung 
geltend gemachten und dargelegten Personalkostensteigerung als abge-
schlossen. Dabei hat die Pflegeeinrichtung diese gesteigerten Personal-
kosten anhand des Vergleiches der Vorjahrespersonalkosten mit den Per-
sonalkosten des zukünftigen Jahres prospektiv, an Hand des für die Ein-
richtung einschlägigen Tarifes, darzulegen. Um diese entsprechend darge-
legte Personalkostensteigerung ist prozentual der Pflegesatz für die jewei-
lige Leistung zu erhöhen und von den Pflegekassen zu finanzieren. 
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Änderungsantrag 5, Nr. 1  
Wirtschaftlichkeit von Personalaufwendungen 
§ 82c SGB XI 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelungen 

 
Ab dem 1. September 2022 kann bei tarifgebundenen oder an kirchliche 
Arbeitsrechtsregelungen gebundenen Pflegeeinrichtungen eine Bezahlung 
der Beschäftigten bis zur Höhe der aus dieser Bindung resultierenden Vor-
gaben nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden. Bei Pflegeeinrichtun-
gen, die nicht unter Satz 1 fallen, kann eine Entlohnung der Arbeitnehmer 
nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden, soweit die Höhe der Entloh-
nung nach dem für sie maßgeblichen Tarifvertrag das regional übliche Ent-
geltniveau nicht deutlich überschreitet. Eine deutliche Überschreitung wird 
mit einem Umfang von mehr als 10 Prozent definiert. Für eine darüberhin-
ausgehende Entlohnung der Beschäftigten bedarf es eines sachlichen 
Grundes. 
 
Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen legt bis zum 30. September 
2021 in Richtlinien das Nähere zum Verfahren fest. 
 
Die Landesverbände der Pflegekassen sollen für das jeweilige Land veröf-
fentlichen, welche Tarifverträge und kirchenarbeitsrechtlichen Regelungen 
eine regional übliche Entlohnung vorsehen.  

 
 

B) Stellungnahme 

 
Der Gesetzgeber verspricht den Pflegekräften durch die vorgelegten Ände-
rungsanträge deutliche Lohnerhöhungen und eine tarifliche Entlohnung. 
Diesem Anspruch wird er aber durch den vorliegenden Vorschlag nicht ge-
recht.  Mit der Definition in § 82c SGB XI wird hingegen festgelegt, wann 
tarifliche Entlohnung wirtschaftlich ist, womit offensichtlich ein zu großer 
Lohnanstieg verhindert werden soll. Denn bei nicht tarifgebundenen Pfle-
geeinrichtungen darf die Lohnhöhe maximal 10 Prozent über dem regional 
üblichen tariflichen Entgeltniveau liegen. Nicht tarifgebundene Pflegeein-
richtungen haben also nicht die Möglichkeit, sich am höchsten Tarif zu ori-
entieren, sondern sind hinsichtlich ihrer Tarifwahl und hinsichtlich der Höhe 
der Entlohnung eingeschränkt. Eine solche Ungleichbehandlung von tarif-
gebundenen und nicht tarifgebundenen Einrichtungen lehnt der bpa strikt 
ab. Letzten Endes werden durch diese Bestimmung die Gehälter von Pfle-
geeinrichtungen durch den Gesetzgeber gekappt – was der verkündeten 
Intention des Gesetzes klar wiederspricht. Auch hier muss sich der Gesetz-
geber wieder fragen lassen, was das eigentliche Ziel ist: 
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Höhere Löhne oder eine höhere Tarifbindung? 
 
Der bpa bekennt sich klar zu höheren Löhnen für die Pflegekräfte und 
lehnt die Regelung in § 82c Abs. 2 SGB XI strikt ab.   
 
Aus Sicht des bpa ist weder angemessen noch hilfreich, dass mit dem Spit-
zenverband Bund der Pflegekassen ausgerechnet ein Vertreter der Kos-
tenträger das Nähere zum Entgeltniveau von Tarifverträgen regeln soll. Da-
mit wird einem Kostenträger maßgeblichen Einfluss auf tarifliche Entloh-
nungen eingeräumt, der dabei immer im Verdacht stehen wird, eigene In-
teressen zu verfolgen. Faktisch muss die Pflegeeinrichtung die Pflege-
kasse um Erlaubnis zur Höhe der Gehälter in seinem Unternehmen fragen. 
Diese Regelung stellt aus Sicht des bpa eine massive Einmischung in die 
Tarifautonomie und die Lohnfindung zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern dar, die der bpa in aller Entschiedenheit ablehnt.  
 
 

C) Änderungsvorschläge 
 
Änderungsantrag 5, Nr. 1, Ziffer b Nr. 7 (§ 82c SGB XI) wird gestrichen. 
 
Sollte § 82c SGB XI nicht gestrichen werden, muss die Ungleichbehand-
lung von tarifgebundenen und nicht tarifgebundenen Pflegeeinrichtungen 
beseitigt werden. Dazu schlägt der bpa folgende Änderungen vor: 
 
(1) Ab dem 1. September 2022 kann bei tarifgebundenen oder an kirchli-
che Arbeitsrechtsregelungen gebundenen Pflegeeinrichtungen eine Be-
zahlung von Gehältern der Beschäftigten bis zur Höhe der aus dieser Bin-
dung resultierenden Vorgaben nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden. 
 
(2) Bei Pflegeeinrichtungen, die nicht unter Absatz 1 fallen, kann ab 
dem 1. September 2022 eine Entlohnung der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, die Leistungen der Pflege oder Betreuung von Pflege-
bedürftigen erbringen, nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden, 
soweit die Höhe ihrer Entlohnung nach dem Tarifvertrag oder der 
kirchlichen Arbeitsrechtsregelung, der oder die nach § 72 Absatz 3b 
für ihre Entlohnung maßgebend ist, das regional übliche Entgeltni-
veau nicht deutlich überschreitet. Eine deutliche Überschreitung des 
regional üblichen Entgeltniveaus liegt dann vor, wenn die Entlohnung 
nach Satz 1 die durchschnittliche Entlohnung für solche Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in Tarifverträgen und kirchlichen Arbeits-
rechtsregelungen, die in der Region, in der die Einrichtung betrieben 
wird, von Pflegeeinrichtungen nach Absatz 1 angewendet werden, um 
mehr als 10 Prozent übersteigt. 
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(3) Für eine über die Höhe der Bezahlung von Gehältern nach Absatz 1 
oder die Höhe der Entlohnung nach Absatz 2 hinaus gehende Bezah-
lung der Beschäftigten bedarf es eines sachlichen Grundes. 
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Änderungsantrag 6  
Wirtschaftlich tragfähige Vergütung für Kurzzeitpflege 
§ 88a SGB XI 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen und die Vereinigungen der 
Träger der Pflegeeinrichtungen auf Bundesebene geben Empfehlungen 
zum Inhalt der Rahmenverträge nach § 75 Absatz 1 für die Kurzzeitpflege 
ab. Diese umfassen insbesondere die verschiedenen Formen der Kurzzeit-
pflege sowie die inhaltlichen und strukturellen Besonderheiten hinsichtlich 
der kurzen Verweildauer der Pflegebedürftigen und der damit regelmäßig 
verbundenen Auslastungsquote. Auf Grundlage dieser Empfehlungen ha-
ben die Vertragspartner in den Ländern ihre Rahmenverträge für die Kurz-
zeitpflege zu überprüfen und anzupassen; in der Zwischenzeit sind die 
Empfehlungen für die Pflegekassen und die zugelassenen Pflegeeinrich-
tungen unmittelbar verbindlich.  

 
 

B) Stellungnahme 

 
Der bpa begrüßt die Neuregelung. Damit erkennt der Gesetzgeber die 
wichtige Funktion der Kurzzeitpflege an und verbessert die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen. Erfreulich ist aus Sicht des bpa auch, dass bereits 
in einzelnen Bundesländern vorhandene Verfahren für leistungsgerechte 
Vergütungen in der Kurzzeitpflege berücksichtigt werden können.   
 
Zu beachten ist bei der Neuregelung, dass sich die Kosten für die Leistun-
gen der Kurzzeitpflege damit erhöhen werden. Da die Sachleistungsbe-
träge nicht zeitgleich angehoben werden, werden die Eigenanteile der Ver-
sicherten erheblich steigen. 
 
Der bpa schlägt vor, dass die Regelung zur Übergangspflege im Kranken-
haus (§ 39d SGB V, Änderungsantrag 1, Nr. 1c, siehe Seite 11) gestrichen 
wird und die dafür vorgesehenen Finanzmittel dafür verwendet werden, die 
Eigenanteile bei der Kurzzeitpflege zu senken.  
 

 
C) Änderungsvorschläge 

 
Änderungsantrag 1, Nr. 1c wird gestrichen; § 39d SGB V wird nicht einge-
fügt. Die dafür vorgesehenen Finanzmittel werden für die Begrenzung der 
Eigenanteile bei der Kurzzeitpflege eingesetzt.  
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Änderungsantrag 7  
Umsetzung des Personalbemessungsverfahrens 
§ 113c SGB XI 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Das wissenschaftlich fundierte Verfahren zur einheitlichen Bemessung des 
Personalbedarfs in Pflegeeinrichtungen nach qualitativen und quantitativen 
Maßstäben wird für vollstationäre Pflegeeinrichtungen verbindlich einge-
führt. Grundlage sind die Ergebnisse des Projektes „Entwicklung und Er-
probung eines wissenschaftlich fundierten Verfahrens zur einheitlichen Be-
messung des Personalbedarfs in Pflegeeinrichtungen nach qualitativen 
und quantitativen Maßstäben gemäß § 113c (PeBeM)“. 

 
 

B) Stellungnahme 

 
Das vorgesehene Personalbemessungsverfahren gibt keine Antwort auf 
den demografiebedingten erheblichen Personalbedarf. Die Umsetzbarkeit 
ist bisher nicht in den praktischen Auswirklungen erprobt. Zudem liegen 
z.B. keine Erkenntnisse darüber vor, ob in einem Bundesland mit relativ 
höherer Personalausstattung mehr und bessere Leistungen erbracht wer-
den. Die gesetzliche Festschreibung auf Basis einzelner Qualifikationsni-
veaus birgt erkennbar die absehbare Folge der notwendigen Rationierung 
pflegerischer Leistungen. Zudem würde die Einführung einer doppelten 
Fachkraftquote vor Ort im vorgesehenen Differenzierungsgrad nicht um-
setzbar sein. Wir gehen davon aus, dass das Ziel der flächendeckenden 
pflegerischen Versorgung eigenständig weiterbesteht. Es ist insofern zwin-
gend notwendig, dass die Erkenntnisse aus der Erprobung eine Neujustie-
rung der Vorgaben möglich machen. 
 
In Deutschland wird wie selbstverständlich von guten, verlässlichen und er-
reichbaren pflegerischen Angeboten ausgegangen, auch wenn ein Umzug 
in ein Pflegeheim notwendig wird. Da die Zahl der pflegebedürftigen Men-
schen weiter stark steigt, steigt der Bedarf an Pflegekräften entsprechend. 
Auch wenn in den letzten Jahren mehr als 100.000 zusätzliche Stellen in 
der Altenpflege besetzt werden konnten, wird es trotzdem zunehmend 
schwieriger, den Personalbedarf zu decken. 
 
Vorgesehen sind jetzt Obergrenzen für die künftige Personalausstattung, 
aber die Vorschläge führen trotzdem dazu, dass künftig nicht mehr alle pfle-
gebedürftigen Menschen einen notwendigen Heimaufenthalt in Anspruch 
nehmen können. Hier wird die durchaus zynische Sichtweise einzelner Be-
rufsverbände aufgegriffen, wonach besser gar nicht versorgt werden soll 
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als nicht nach wissenschaftlich gewünschtem Standard. Dabei reichen die 
Kapazitäten bereits heute nur knapp. 
 
Das Ziel eines bedarfsdeckenden Angebots darf nicht aufgegeben 
werden. Hierzu ist es notwendig, die Regelungen möglichst praxisnah statt 
möglichst akademisch zu gestalten. Die jetzt vorgeschlagene Systematik 
der Verknüpfung der Personalausstattung an neue und in der Praxis kaum 
vorhandene Qualifikationen führt zu einer Reduzierung selbst der beste-
henden Angebote. Wenn den einjährig examinierten Pflegekräften durch 
eine weitere Fachkraftquote ausdrücklich ein besonderer und erheblicher 
Anteil am Gesamtpersonal zugewiesen wird, sind erhebliche Versorgungs-
lücken vorgezeichnet. Es darf keine Personalvorgaben geben, wenn auf 
der anderen Seite jede Chance auf die entsprechende Umsetzung fehlt. 
Hier führt die bisher fehlende Flexibilität direkt zu einer Unterversorgung. 
 
Es finden sich nur wenige Hinweise zur Bindungswirkung für diejenigen, die 
letztlich die personelle Ausstattung miteinander vereinbaren müssen. Die 
anhaltend großen Unterschiede in der personellen Ausstattung nach Bun-
desländern machen einen etwaigen Anpassungsbedarf mehr als deutlich. 
Wenn z.B. Mecklenburg-Vorpommern allzu häufig die Forderung nach ei-
ner Finanzierung sämtlicher mit personeller Verbesserung verbundenen 
Mehrkosten formuliert, bedeutet das auch die nicht unproblematische Ab-
sicht, nach Jahrzehnten unterdurchschnittlicher Personalausstattung ver-
bunden mit einer unterdurchschnittlichen Finanzierung der Personalkosten 
andere Kostenträger für eine Angleichung in die Pflicht nehmen zu wollen. 
Wie die Bundesregierung ein Verfahren verbindlich einführen will, dessen 
Umsetzung auf Landesebene verantwortet wird, bleibt weitestgehend un-
beantwortet. 
 
Sofort umsetzbar sind die Ergebnisse des Projektes zu einer stärker kom-
petenzorientierten Ausrichtung der Personalbemessung, mit der die mit 
den Pflegegraden steigende Relation zwischen Fachkräften – ausdrücklich 
nicht nur Pflegefachkräften – und Assistenzkräften in der Praxis umgesetzt 
wird. Hierzu sind kurzfristige Weichenstellungen auf Landesebene notwen-
dig, die auf eine weitere Engführung nach Qualitätsniveaus und damit auf 
eine in den Betrieben nicht mehr umsetzbare Regelungsdichte bewusst 
verzichten. Die Bundesländer können ab sofort die wissenschaftliche Ex-
pertise nutzen und erste Schritte ermöglichen, die bei insgesamt steigender 
Personalausstattung zu einem an Pflegegraden ausgerichteten Verhältnis 
von Fachkräften zu Assistenzkräften führen. Die Tendenz ist einfach: Je 
höher der Pflegegrad, desto umfangreicher sind auch die Anforderungen 
an die Qualifikation. Zur Veranschaulichung verweist der bpa auf die sehr 
ernüchternden Erfahrungen mit den bereits heute zumindest finanzierten 
zusätzlichen Stellen für Fachkräfte und für Assistenzkräfte, die nicht uner-
wartet weit hinter den Möglichkeiten zurückbleiben. Hier ist zu berücksich-
tigen, dass die Finanzierung alleine kein Garant für eine beliebig große Per-
sonalgewinnung ist. Umso mehr sind die Erfolge der Träger bei der 
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Personalgewinnung der letzten Jahre anzuerkennen, die allerdings den si-
cher absehbaren demografischen Mehrbedarf nur knapp decken können. 
 

 
C) Änderungsvorschläge 

 
Keine.  
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Änderungsantrag 8  
Empfehlung einer Pflegefachkraft für Hilfsmittel  
§ 40 Abs. 6 SGB XI 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Pflegefachkräfte können im Rahmen ihrer Leistungserbringung konkrete 
Empfehlungen zur Hilfsmittel- und Pflegehilfsmittelversorgung abgeben. Ei-
ner ärztlichen Verordnung bedarf es dabei nicht. Der Spitzenverband Bund 
der Pflegekassen legt in Richtlinien fest, in welchen Fällen und für welche 
Hilfsmittel und Pflegehilfsmittel die Erforderlichkeit oder Notwendigkeit der 
Versorgung regelmäßig vermutet wird; dabei ist auch festzulegen, über 
welche Qualifikation die empfehlende Pflegefachkraft hierfür verfügen soll. 
In den Richtlinien wird auch das Nähere zum Verfahren der Empfehlung 
durch die versorgende Pflegefachkraft bei Antragstellung festgelegt. Die 
Bundespflegekammer und die Verbände der Pflegeberufe auf Bundes-
ebene sind an den Richtlinien zu beteiligen. Der Spitzenverband Bund der 
Pflegekassen, zugleich handelnd als Spitzenverband Bund der Kranken-
kassen, wird beauftragt, die in den Richtlinien festgelegten Verfahren in 
fachlicher und wirtschaftlicher Hinsicht unter Beteiligung des Medizinischen 
Dienstes Bund, der Bundespflegekammer und der Verbände der Pflegebe-
rufe auf Bundesebene zu evaluieren.  

 
 

B) Stellungnahme 

 
Der bpa begrüßt die Neuregelung ausdrücklich. Damit werden die Kompe-
tenzen der Pflegefachkräfte anerkannt, ihre Eigenständigkeit gestärkt und 
so ein wichtiger Beitrag zur Attraktivitätssteigerung der Pflegefachkräfte ge-
leistet. Zu Recht verweist die Gesetzesbegründung darauf, dass die Pfle-
gefachkräfte die häusliche Pflegesituation gut kennen. Sie erkennen sehr 
schnell die Notwendigkeit von Hilfsmitteln und können durch die direkte Ab-
gabe einer Empfehlung ohne eine ärztliche Verordnung dafür sorgen, dass 
die benötigten Hilfsmittel schneller beim Versicherten ankommen. Dadurch 
wird auch die Versorgungssituation des Patienten bzw. Pflegebedürftigen 
verbessert. Der bpa begrüßt es sehr, dass in der Begründung ausdrücklich 
festgehalten ist, dass auch Altenpflegekräfte mit einem Abschluss nach 
dem bisherigen Altenpflegegesetz befugt sind, die Empfehlungen für die 
Hilfsmittel abzugeben.  
 
Der bpa kritisiert entschieden, dass die sog. „Bundespflegekammer“ an der 
Richtlinie zu beteiligen ist. Als Begründung wird dazu auf die Ausführungen 
oben verwiesen (s. Seite 15)  
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C) Änderungsvorschläge 

 
§ 40 Abs. 6 SGB XI wird wie folgt gefasst: 
 
Pflegefachkräfte können im Rahmen ihrer Leistungserbringung nach § 36, 
nach den §§ 37 und 37c des Fünften Buches sowie der Beratungseinsätze 
nach § 37 Absatz 3 konkrete Empfehlungen zur Hilfsmittel- und Pflegehilfs-
mittelversorgung abgeben. Wird ein Pflegehilfsmittel nach Absatz 1 Satz 1 
oder Absatz 5 oder ein Hilfsmittel nach Absatz 5, das den Zielen von Absatz 
1 Satz 1 dient, von einer Pflegefachkraft bei der Antragstellung empfohlen, 
werden in fachlich geeigneten Fällen die Notwendigkeit der Versorgung 
nach Absatz 1 Satz 2 und die Erforderlichkeit der Versorgung nach § 33 
Absatz 1 des Fünften Buches vermutet. Einer ärztlichen Verordnung ge-
mäß § 33 Absatz 5a des Fünften Buches bedarf es insofern nicht. Satz 2 
setzt voraus, dass die Pflegefachkraft über die für diese Entscheidung er-
forderliche Qualifikation verfügt. Die Empfehlung der Pflegefachkraft für ein 
Pflegehilfsmittel oder ein Hilfsmittel, das den Zielen des Absatzes 1 Satz 1 
dient, ist der Kranken- oder Pflegekasse zusammen mit dem Antrag des 
Versicherten in Textform zu übermitteln. Der Spitzenverband Bund der Pfle-
gekassen, zugleich handelnd als Spitzenverband Bund der Krankenkas-
sen, legt bis zum 31. Dezember 2021 in Richtlinien fest, in welchen Fällen 
und für welche Hilfsmittel und Pflegehilfsmittel nach Satz 2 die Erforderlich-
keit oder Notwendigkeit der Versorgung regelmäßig vermutet wird; dabei 
ist auch festzulegen, über welche Qualifikation die empfehlende Pflege-
fachkraft hierfür verfügen soll. In den Richtlinien wird auch das Nähere zum 
Verfahren der Empfehlung durch die versorgende Pflegefachkraft bei An-
tragstellung festgelegt. Die Bundespflegekammer und dDie Verbände 
der Pflegeberufe auf Bundesebene sind an den Richtlinien zu beteiligen. 
Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen, zugleich handelnd als Spit-
zenverband Bund der Krankenkassen, wird beauftragt, die in den Richtli-
nien festgelegten Verfahren in fachlicher und wirtschaftlicher Hinsicht unter 
Beteiligung des Medizinischen Dienstes Bund, der Bundespflegekammer 
und der Verbände der Pflegeberufe auf Bundesebene zu evaluieren. Ein 
Bericht über die Ergebnisse der Evaluation ist dem Bundesministerium für 
Gesundheit bis zum 1. Januar 2025 vorzulegen.  
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Änderungsantrag 9  
Förderung Vereinbarkeit von Pflege, Familie und Beruf in den 
Pflegeeinrichtungen  
§ 8 Absatz 7 SGB XI 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Maßnahmen, die die Entwicklung von Konzepten für mitarbeiterorientierte 
und lebensphasengerechte Arbeitszeitmodelle sowie zu Rückgewinnung 
von Pflege- und Betreuungspersonal, umfassen, werden als förderfähig an-
erkannt. Dies umfasst auch Maßnahmen zur jeweiligen betrieblichen Um-
setzung. 

 
 

B) Stellungnahme 

 
Mit dem Ziel die Vereinbarkeit von Pflege, Familie und Beruf für die Be-
schäftigten in den Pflegeeinrichtungen zu erleichtern, hat der Gesetzgeber 
mit dem Pflegepersonal-Stärkungsgesetz ein entsprechendes Förderpro-
gramm eingeführt. Der bpa hat in seiner damaligen Stellungnahme das Ziel 
des Gesetzgebers ausdrücklich begrüßt. Gleichwohl wurde bereits damals 
festgestellt, dass das vorliegende Förderinstrument wohl keine nachhalti-
gen Verbesserungen bewirken könne. 7.500 Euro im Jahr als fünfzigpro-
zentiger Zuschuss genügen zur Finanzierung von Schulungs- und Weiter-
bildungsangeboten. Es kann hingegen nicht erwartet werden, dass die tat-
sächlich effektiven Maßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf damit auch nur im Ansatz gegenfinanziert werden kön-
nen. Die bisherigen Zahlen zur Inanspruchnahme geben der damaligen Kri-
tik des bpa Recht. Zum 30.06.2020 (Quelle: 1. Umsetzungsbericht KAP) 
betrafen 83 Prozent aller genehmigten Anträge Maßnahmen im Bereich 
Beratung, Weiterbildung und Einführung von Personalmanagementmodel-
len. Nur 15 Prozent befassten sich mit den konkreten Betreuungsangebo-
ten. Noch deutlicher werden die bestehenden Probleme des Programms 
bei den bisher in Anspruch genommenen Fördermitteln. Während pro Jahr 
100 Millionen Euro zur Verfügung stehen, wurden in den ersten 13 Monaten 
insgesamt lediglich 870.000 Euro ausgezahlt; weniger als 1 Prozent des 
jährlichen Förderbetrags.  
 
Eine Überarbeitung des Förderprogramms ist demnach erforderlich. 
 
Die hier vorgenommene Ausweitung der Fördertatbestände ist jedoch in 
doppelter Hinsicht ungenügend. Die Entwicklung und Umsetzung von Kon-
zepten für mitarbeiterorientierte und lebensphasengerechte Arbeitszeitmo-
delle waren sind größtenteils schon heute förderfähig. Dies zeigt sich nicht 
zuletzt darin, dass sich 27 Prozent aller bisher genehmigten Anträge mit 
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der Einführung neuer familienorientierter Personalmanagementmodelle be-
fassten und 24 Prozent mit Beratungsleistungen zur Optimierung der 
Dienstgestaltung. Neu ist demnach in erster Linie das Aufgabenfeld der 
Rückgewinnung von Pflegekräften. Während der bpa auch dies für eine 
wichtige Absicht hält, muss doch die Vereinbarkeit mit dem ursprünglich 
vom Gesetzgeber vorgesehenen Förderziel in Frage gestellt werden. Viel-
mehr wirken die hier vorgeschlagenen Neuregelungen, als würden sie ein-
zig das Ziel verfolgen, die vom Pflegebeauftragten der Bundesregierung 
angestoßenen Beratungsleistungen zu unterstützen, indem sie künftig aus 
eigentlich anderweitig avisierten Mitteln der Pflegeversicherung finanziert 
werden können. Aus Sicht des bpa wäre es hingegen zielführender, wenn 
keine solche Interessenverquickung erfolgen und stattdessen das ur-
sprüngliche Förderziel stärker unterstützt werden würde. Dazu ist insbe-
sondere eine sehr viel unbürokratischere Umsetzung in den Richtlinien des 
GKV-Spitzenverbands notwendig. Maßnahmen müssen regelmäßig auch 
dann förderfähig sein, wenn sie das Ziel der Vereinbarkeit von Pflege, Fa-
milie und Beruf mitverfolgen, gleichzeitig aber auch anderes umsetzen. So 
können beispielsweise Schulungen über E-Learning aufgrund der größeren 
Flexibilität für Pflegekräfte einen deutlichen Beitrag zur besseren Verein-
barkeit leisten. Gleichwohl wären sie aktuell nur dann förderfähig, wenn 
sich auch die Schulungsthemen mit Aspekten der Vereinbarkeit befassen. 
Diese doppelte Hürde sollte nicht länger bestehen. 
 
In Anbetracht der bisher verschwindend geringen Wahrnehmung des Pro-
gramms sollten die Förderbeträge deutlich erhöht werden. Es bietet sich 
mindestens eine Verdoppelung auf 15.000 € pro Pflegeeinrichtung pro 
Jahr an. Um die Teilnahme zu fördern, sollte zudem der zu erbrin-
gende Eigenanteil auf 10 Prozent gesenkt werden. So kann der Gesetz-
geber einen entschiedeneren Beitrag zur Vereinbarkeit von Pflege, Familie 
und Beruf in den Pflegeeinrichtungen leisten. 
 

 
C) Änderungsvorschläge 

 
§ 8 Absatz 7 SGB XI wird wie folgt geändert: 
 
(7) Aus den Mitteln des Ausgleichsfonds der Pflegeversicherung werden in 
den Jahren 2019 bis 2024 jährlich bis zu 100 Millionen Euro bereitgestellt, 
um Maßnahmen der Pflegeeinrichtungen zu fördern, die das Ziel haben, 
die Vereinbarkeit von Pflege, Familie und Beruf für ihre in der Pflege tätigen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu verbessern. Förderfähig sind  
 
1. individuelle und gemeinschaftliche Betreuungsangebote, die auf die be-
sonderen Arbeitszeiten von Pflegekräften ausgerichtet sind,  
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2. die Entwicklung von Konzepten für mitarbeiterorientierte und lebens-pha-
sengerechte Arbeitszeitmodelle und Maßnahmen zu ihrer betrieblichen 
Umsetzung,  
3. die Entwicklung von Konzepten zur Rückgewinnung von Pflege- und Be-
treuungspersonal und Maßnahmen zu ihrer betrieblichen Umsetzung sowie  
4. Schulungen und Weiterbildungen zur Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Pflege, Familie und Beruf sowie zu den Zielen, zu denen nach den 
Nummern 2 und 3 Konzepte zu entwickeln sind.  
 
Gefördert werden bis zu 50 90 Prozent der durch die Pflegeeinrichtung für 
eine Maßnahme verausgabten Mittel. Pro Pflegeeinrichtung ist höchstens 
ein jährlicher Förderzuschuss von 7.500 15.000 Euro möglich. Die Landes-
verbände der Pflegekassen stellen die sachgerechte Verteilung der Mittel 
sicher. Der in Satz 1 genannte Betrag soll unter Berücksichtigung der Zahl 
der Pflegeeinrichtungen auf die Länder aufgeteilt wer-den. Antrag und 
Nachweis sollen einfach ausgestaltet sein. Pflegeeinrichtungen können in 
einem Antrag die Förderung von zeitlich und sachlich unterschiedlichen 
Maßnahmen beantragen. Soweit eine Pflegeeinrichtung den Förderhöchst-
betrag nach Satz 4 innerhalb eines Kalenderjahres nicht in Anspruch ge-
nommen hat und die für das Land, in dem die Pflegeeinrichtung ihren Sitz 
hat, in diesem Kalenderjahr bereitgestellte Gesamtfördersumme noch nicht 
ausgeschöpft ist, erhöht sich der mögliche Förderhöchstbetrag für diese 
Pflegeeinrichtung im nachfolgenden Kalenderjahr um den aus dem Vorjahr 
durch die Pflegeeinrichtung nicht in Anspruch genommenen Betrag. Der 
Spitzenverband Bund der Pflegekassen erlässt im Einvernehmen mit dem 
Verband der privaten Krankenversicherung e. V. nach Anhörung der Ver-
bände der Leistungserbringer auf Bundesebene, erstmals bis zum 31. März 
2019, Richtlinien über das Nähere der Voraussetzungen, Ziele, Inhalte und 
Durchführung der Förderung sowie zu dem Verfahren zur Vergabe der För-
dermittel durch eine Pflegekasse. Die Richtlinien bedürfen der Genehmi-
gung des Bundesministeriums für Gesundheit. Die Genehmigung gilt als 
erteilt, wenn die Richtlinien nicht innerhalb eines Monats, nachdem sie dem 
Bundesministerium für Gesundheit vorgelegt worden sind, beanstandet 
werden. Das Bundesministerium für Gesundheit kann im Rahmen der 
Richtlinienprüfung vom Spitzenverband Bund der Pflegekassen zusätzliche 
Informationen und ergänzende Stellungnahmen anfordern; bis zu deren 
Eingang ist der Lauf der Frist nach Satz 12 unterbrochen. Beanstandungen 
des Bundesministeriums für Gesundheit sind innerhalb der von ihm gesetz-
ten Frist zu beheben. Die Genehmigung kann vom Bundesministerium für 
Gesundheit mit Auflagen verbunden werden. 
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Änderungsantrag 10  
Koppelung des Versorgungsvertrags an eine ressourcenscho-
nende Leistungserbringung 
§ 72 Abs. 3 SGB V 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Bei den Versorgungsverträgen für die ambulanten Pflegediensten wird neu 
geregelt, dass bei der Festlegung des Einzugsbereichs die Leistungen „res-
sourcenschonend und effizient“ erbracht werden müssen. 
 

 
B) Stellungnahme 

 
Der bpa lehnt diese Regelung entschieden ab. Sie ist völlig unnötig, er-
schwert ambulanten Pflegediensten die Zulassung und wird zu vermeidba-
ren juristischen Auseinandersetzungen führen.  
 
Was ist „ressourcenschonend“ und was ist „effizient“ bei der Leistungser-
bringung eines Pflegedienstes? Beides sind unbestimmte Rechtsbegriffe 
und weder der Änderungsantrag noch die Begründung führt dazu Näheres 
aus. Zudem stellt sich die Frage, warum der Gesetzgeber meint, solche 
Voraussetzungen einführen zu müssen. Als einzige Erläuterung finden sich 
dazu in der Begründung die Hinweise, dass Leistungen bürgernah und 
möglichst ohne lange Wegstrecken angeboten werden sollen. Pflege-
dienste haben aber selber ein Interesse daran, Leistungen möglichst ohne 
lange Wegstrecken zu erbringen.  
 
Der Gesetzgeber verkennt aber mit der Formulierung „ortsnah“ die Versor-
gungssituation in den Flächenländern. In ländlichen Gebieten mit dünner 
Besiedlung lassen sich längere Wegstrecken nicht vermeiden. Das darf 
aber insbesondere den privaten Pflegediensten nicht zum Vorwurf gemacht 
werden. Eine Studie von Prof. Rothgang hat vielmehr die Behauptung, pri-
vate Pflegedienste seien auf dem Land nur selten vertreten, als unzutref-
fend widerlegt.  
 
Der bpa lehnt die Einfügung von „ressourcenschonend und effizient“ im Zu-
sammenhang mit dem Versorgungsvertrag auch ab, weil damit den Pflege-
kassen ein weiteres Instrumentarium an die Hand gegeben werden würde, 
um die Zulassung von Pflegediensten nach ihrem Belieben zu steuern und 
letztlich auch zu verhindern. Für die Pflegedienste, die einen wichtigen Bei-
trag zur Versorgungssicherheit leisten, bliebe erneut nur der zeit- und res-
sourcenaufwändige Rechtsweg, um zum Versorgungsvertrag zu gelangen, 
wenn die Pflegekassen unterstellen, der Pflegedienst würde nicht effizient 
sein. 
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C) Änderungsvorschlag 
 

In Änderungsantrag 10 Nr. 1 wird die Einfügung von Nummer 4 gestrichen. 
In § 72 Abs. 3 SGB XI werden die Wörter Leistungen „ressourcenschonend 
und effizient“ nicht eingefügt.  
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Änderungsantrag 11  
Berücksichtigung der Bundesrahmenempfehlung nach § 132a 
SGB V in der Vergütungsvereinbarung nach § 89 SGB XI 
§ 89 Abs. 3 Satz 3 SGB XI 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Geeignete Inhalte der Bundesrahmenempfehlung für die häusliche Kran-
kenpflege nach § 132a SGB V, insbesondere was den Beleg der prospek-
tiven personellen Gestehungskosten angeht, sollen grundsätzlich auch im 
Rahmen der Vergütungsverhandlungen nach § 89 SGB XI für ambulante 
Leistungen der häuslichen Pflegehilfe angewendet werden können.  

 
 

B) Stellungnahme 

 
Der bpa lehnt diese Regelung ab. Die Übertragung der Regelung aus der 
Bundesrahmenempfehlung nach § 132 a SGB V ist weder anwendbar noch 
sachgerecht. Die Grundsätze der Vergütungsfindung nach § 132a Abs. 1 
Satz 4 Nummer 5 SGB V wurden in der Bundesrahmenempfehlung aktuell 
mit Geltung zum 1. Januar 2021 aufgenommen. Hierzu liegen weder Erfah-
rungen noch Erkenntnisse in der Umsetzung vor. Entscheidend für die Aus-
gestaltung dieser Regelungen war die BSG-Rechtsprechung unter ande-
rem auch zu § 84 Abs. 7 SGB XI. Diese Regelung wird mit dem vorliegen-
den Gesetzesentwurf abgeschafft. Daneben setzen die vorgesehenen Ge-
setzesänderungen, insbesondere zu der Verknüpfung der Anwendung von 
Tarifverträgen mit der Zulassung und deren daraus ggf. resultierenden Kos-
tensteigerungen, Kostengrundkalkulationen voraus. Nur anhand dieser 
Kostengrundkalkulationen kann für den einzelnen Dienst eine entspre-
chende Vergütungsvereinbarung getroffen werden. Diese Kostengrundkal-
kulationen sind nach den Regelungen der Bundesrahmenempfehlungen 
gegenwärtig, wie in der Regelung selbst ausdrücklich festgestellt, nicht 
möglich. Es fehlt an dem Zusammenhang zwischen den Durchschnittskos-
ten pro Stunde und dessen Auswirkungen auf den Preis pro Leistung, weil 
die Krankenkassen nicht bereit sind, den tatsächlichen Zeitaufwand zu ver-
güten. Der Vorschlag der Übernahme dieser Regelungen ist daher sach-
fremd und ungeeignet.  
 
Wenn die Höhe der Gehälter bis ins Detail geregelt wird, muss der An-
spruch auf die Berücksichtigung des betrieblichen Risikos als auch des un-
ternehmerischen Wagnisses eindeutig im Gesetz verankert werden. Dabei 
muss die Höhe des Wagnisses einer systematischen und mit anderen 
Branchen vergleichbaren, fundiert begründeten Höhe zugeführt werden. 
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Das muss entweder im Gesetz oder zumindest in der Gesetzesbegründung 
erfolgen.  
 
Gleichzeitig muss gesetzlich sichergestellt werden, dass die Pflegeeinrich-
tungen in die Lage versetzt werden, die neuen Anforderungen an die Ver-
sorgungsverträge auch erfüllen zu können. Das setzt die Refinanzierung 
von erforderlichen Personalkostensteigerungen voraus.  
 
Bei über 30.000 Pflegeeinrichtungen in Deutschland und bei der Annahme 
des Bundesministers für Arbeit und Soziales, dass 10 Prozent aller Pflege-
einrichtungen tarifgebunden seien, müssten für fast 27.000 Pflegeeinrich-
tungen bis zum 30. Juni 2022 neue Vergütungsverhandlungen geführt wer-
den. Gelingt das nicht, dürften diese Einrichtungen nicht mehr an der Ver-
sorgung teilnehmen oder sie wären defizitär und müssten wissentlich ihre 
Insolvenz verschleppen. Um das zu vermeiden, braucht es einen Automa-
tismus, der die Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen absichert und 
den Abschluss einer Vergütungsvereinbarung erwirkt, welche die gefor-
derte tarifliche Entlohnung ebenso wie die betrieblichen Risiken und das 
unternehmerische Wagnis refinanziert. Der bpa schlägt dazu folgende Ein-
führungs- bzw. Übergangsregelung vor:  
 
Liegt bis zum 30. Juli 2022 keine zwischen den Pflegekassen und der 
Pflegeeinrichtung abgeschlossene Vergütungsvereinbarung, welche 
die Personalkostensteigerungen aufgrund der tariflichen Entlohnung 
berücksichtigt, vor, gilt die Vergütung auf der Basis der von der Pfle-
geeinrichtung geltend gemachten und dargelegten Personalkosten-
steigerung als abgeschlossen. Dabei hat die Pflegeeinrichtung diese 
gesteigerten Personalkosten anhand des Vergleiches der Vorjahres-
personalkosten mit den Personalkosten des zukünftigen Jahres pros-
pektiv, anhand der für die Einrichtung einschlägigen tariflichen Ent-
lohnung, darzulegen. Um diese entsprechend dargelegte Personal-
kostensteigerung ist prozentual der Pflegesatz für die jeweilige Leis-
tung zu erhöhen und von den Pflegekassen zu finanzieren. 
 
Als weiteren Mechanismus zur Entbürokratisierung und Verwaltungskos-
tensparenden Vergütungsverhandlungen wären sowohl in § 86 Abs.1 SGB 
XI als auch in § 89 SGB XI die Möglichkeit von Kollektivverhandlungen so-
wie bei deren Scheitern der Zugang zu den Schiedsstellen gesetzlich zu 
verankern. 
 

 
C) Änderungsvorschläge 

 
In Änderungsantrag 10 Nr. 1 wird die Einfügung von Nummer 5 gestrichen. 
§ 89 Abs. 3 Satz 3 SGB XI bleibt unverändert wie bisher.  
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Änderungsantrag 11 
Qualitätsausschuss 
§ 8 Abs. 4 SGB XI, § 113 Abs. 1 SGB XI, § 113b Abs. 4a (neu) SGB XI, 
§ 113b Abs. 10 (neu) SGB XI  

 

 

 
A) Beabsichtigte Neuregelungen 

 
§ 8 Abs. 4 SGB XI 
 

 

Die Regelung schafft eine eigenständige Finanzierungsgrundlage für die 
qualifizierte Geschäftsstelle nach § 113b Absatz 6 SGB XI und der dem 
Qualitätsausschuss Pflege nach § 113b Absätze 4 und 4a SGB XI übertra-
genen Aufgaben aus dem Ausgleichsfonds der Pflegeversicherung. 

 

  
B) Stellungnahme  

Mit der Änderung wird die Finanzierung der Geschäftsstelle des Qualitäts-
ausschusses Pflege klarstellend abgegrenzt. Die Reglung ist sachgerecht 
und wird befürwortet. 

 

 
   

C) Änderungsvorschlag  
  
Keiner. 
 

 

  
A) Beabsichtigte Neuregelungen 

 
§ 113 Abs. 1 SGB XI 

 

 
Aus Gründen der Rechtsklarheit und Vollständigkeit wird ergänzt, dass die 
Vereinbarungspartner auch für den Versorgungsbereich der Kurzzeitpflege 
Maßstäbe und Grundsätze zur Sicherung und Weiterentwicklung der Pfle-
gequalität zu erarbeiten haben. 

 

  
B) Stellungnahme  

 
Die Aufnahme der Kurzeitpflege wird befürwortet, gleichzeitig wird aufgrund 
der Bedeutung der Versorgungsform Tagespflege auch deren Aufnahme in 
den § 113 Abs. 1 SGB XI angeregt. 
 
Vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit der Infektionserkrankung Sars-
CoV-2 und der Pandemie ist die Aufnahme in die Maßstäbe und Grunds-
ätze von flexiblen Maßnahmen zur Qualitätssicherung in Krisensituationen 
nachvollziehbar. Gleichzeitig wird zur Vermeidung von Missverständnissen 
die Eingrenzung des Begriffs der Krisensituation für zwingend gehalten, um 
Missverständnisse und ausufernde Auslegungen zu verhindern. 
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Die Qualifikationsanforderungen für Betreuungskräfte in die Maßstäbe und 
Grundsätze für ambulante Dienste – auch aus den Richtlinien nach § 112a 
SGB XI – aufzunehmen erachtet der bpa als unzureichend. Vielmehr hält 
der bpa zur Harmonisierung der Qualitätsanforderungen die Einbeziehung 
aller Kräfte in die Grundsätze und Maßstäbe für die ambulanten Dienste für 
die geeignete Maßnahme und plädiert für die Aufhebung der Richtlinien 
nach § 112a SGB XI. Im Ergebnis würden auch die Reglungen für die Be-
treuungsdienste der Vereinbarung der Vertragsparteien unterliegen. 
 
Änderungsvorschlag  
 
„… Maßstäbe und Grundsätze für die Qualität, Qualitätssicherung und 
Qualitätsdarstellung in der ambulanten und, teilstationären, stationären 
und Kurzeitpflege sowie…“ 
 
„…, das auf eine stetige Sicherung und Weiterentwicklung der Pflegequali-
tät ausgerichtet ist und flexible Maßnahmen zur Qualitätssicherung in pan-
demischen Krisensituationen umfasst. …“ 

 

  
  

A) Beabsichtigte Neuregelungen 
 
§ 113b Abs. 4a (neu) SGB XI 

 

Der neue Absatz 4a überträgt den Vertragsparteien die Verantwortung für 
die medizinisch-pflegefachliche und technische Weiterentwicklung der Ver-
fahren zur Qualitätsmessung und Qualitätsdarstellung im stationären und 
ambulanten Bereich. 

 

  
B) Stellungnahme  

Durch die Einfügung des Abs. 4a wird klargestellt, dass die Weiterentwick-
lung der Qualitätssysteme nach Absatz 4 Satz 2 Nummern 1 bis 3 zu den 
Aufgaben der Vertragsparteien nach § 113 SGB XI gehört und die Verzah-
nung dargelegt. Diese Klarstellung hält der bpa zur Vermeidung von Miss-
verständnissen für sachgerecht. 

 

 

C) Änderungsvorschlag  
 
Keiner. 

 

 
 

 

A) Beabsichtigte Neuregelungen 
 
§ 113b Abs. 10 (neu) SGB XI 

 

Mit der Ergänzung wird klargestellt, dass die Entscheidungen des Quali-
tätsausschusses nach Absatz 1 und die Beanstandungen, Auflagen und 
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Festsetzungen des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) nach Ab-
satz 9 vor den Sozialgerichten anfechtbar sind. 
  

B) Stellungnahme  
Die klarstellende Einführung einer Klagemöglichkeit vor dem Sozialgericht 
gegen Entscheidungen des Qualitätsausschusses Pflege sowie gegen 
Maßnahmen des BMG wird begrüßt und für erforderlich gehalten. Hierbei 
handelt es sich um eine Klarstellung zu der nach Artikel 19 Absatz Satz 1 
bestehenden Rechtsweggarantie. Offen bleibt allerdings, wer klagebefugt 
ist. 
 

 

C) Änderungsvorschlag  
  
Es sollte eine ergänzende Klarstellung zum Klageberechtigten eingefügt 
werden. 
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Änderungsantrag 12  
Verlängerung der Übergangsfrist für die leitende Pflegefachkraft 
bei Betreuungsdiensten  
§ 71 Abs. 3 Satz 7 SGB XI 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Zur Erleichterung der Zulassungsvoraussetzungen soll die mit Einführung 
der Betreuungsdienste vorgesehene Übergangsfrist für leitende Fachkräfte 
bis zum 1. Januar 2023 verlängert werden.  

 
 

B) Stellungnahme 

 
Der bpa lehnt diese Änderung ab. Der bpa fordert die Gleichbehandlung 
aller Pflegeeinrichtungen und nicht die Bevorzugung der Betreuungs-
dienste. Es ist deswegen nicht nachvollziehbar, warum für Betreuungs-
dienste eine solche Ausnahmeregelung geschaffen werden soll.  
 

 
C) Änderungsvorschläge 

 
In Änderungsantrag 12 Nr. 1 wird die Einfügung von Nummer 4 gestrichen. 
In § 71 Abs. 3 Satz 7 SGB XI bleibt die Frist wie bisher 1. Juni 2021.  
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Änderungsantrag 12  
Berufsbegleitender Erwerb der Qualifikationen für Betreuungs-
dienste  
§ 112a Abs. 2 SGB XI 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Die in den Richtlinien zu den Anforderungen an das Qualitätsmanagement 
und die Qualitätssicherung für ambulante Betreuungsdienste festgelegten 
Qualifikationen können auch berufsbegleitend erworben werden.  
 
 

B) Stellungnahme 

 
Der bpa lehnt diese Regelung in der vorliegen Form ab. Es ist überhaupt 
nicht nachvollziehbar, warum hier ein Sonderrecht für die Betreuungs-
dienste geschaffen werden soll. Der bpa fordert, dass sämtliche Qualifika-
tionen grundsätzlich berufsbegleitend erworben werden können.  
 

 
C) Änderungsvorschläge 

 
Es wird ergänzend klargestellt, dass sämtliche im SGB XI festgeschriebe-
nen Qualifikationsanforderungen grundsätzlich berufsbegleitend erworben 
werden können. 
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Änderungsantrag 14  
Geltendmachung von Kostenerstattungsansprüchen nach dem 
Tod des Versicherten 
§ 35 Satz 3 SGB XI 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Auch nach dem Versterben des Pflegebedürftigen wird eine nachträgliche 
Geltendmachung von Aufwendungen für Kostenerstattungsansprüche er-
möglicht.  

 
 

B) Stellungnahme 

 
Der bpa begrüßt die Neuregelung. Damit wird für Geldleistungsempfänger 
bzw. ihre Erben eine rechtliche Lücke geschlossen.  
 
Einen ganz ähnlichen Sachverhalt gibt es beim Anspruchsübergang nach 
dem Tod des Leistungsberechtigten gem. § 19 Abs. 6 SGB XII: Hier beste-
hen für die ambulanten Pflegedienste große Probleme bei der Abrechnung 
von Leistungen mit den Sozialämtern, wenn der Bedürftige stirbt, bevor das 
Sozialamt die Leistungen genehmigt hat.  
 
Aufgrund des Teildeckungscharakters der sozialen Pflegeversicherung 
übernehmen die Sozialämter bei Pflegebedürftigen ohne ausreichendes 
Einkommen die Vergütung der notwendigen Pflegeleistungen. In der Praxis 
treten dabei die Pflegedienste häufig in Vorleistung: aufgrund der unmittel-
bar notwendigen Hilfe beginnt die Leistungserbringung auf Anforderung der 
Sozialämter oder aus einer akuten Notlage häufig, auch wenn noch keine 
Kostenübernahme des zuständigen Sozialamtes vorliegt. Verstirbt dann 
der Pflegebedürftige, bevor die Bewilligung vorliegt, weigern sich die Sozi-
alämter die Vergütung zu übernehmen. Begründet wird dieses damit, dass 
ein Anspruch auf Sozialhilfe nicht vererbt werden und damit nach dem Tod 
auch keine Bewilligung von Leistungen erfolgen könne. Lediglich für die 
stationäre Pflege gibt es in § 19 Abs. 6 SGB XII eine Ausnahmeregelung; 
diese gilt nach einer Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) aber 
nicht für die ambulanten Dienste, die dadurch erheblich benachteiligt wer-
den. 
 
Die Konsequenz für ambulante Dienste ist in diesen Fällen also, dass sie 
ihren Zahlungsanspruch anders als stationäre Einrichtungen nicht direkt 
gegenüber dem Sozialhilfeträger geltend machen können und sich an die 
Erben des verstorbenen Hilfeberechtigten halten müssen. Die Entschei-
dung des BSG ist aus Sicht des bpa aus verschiedenen Gründen nicht 
nachvollziehbar.  
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Für die Schutzwürdigkeit des Einrichtungsträgers und den Übergang des 
Anspruchs gegen den Sozialhilfeträger stellt das Gericht im Grundsatz auf 
den Leistungserbringer ab und legitimiert dieses mit der Höhe des zu tra-
genden Kostenrisikos. Dieses lässt zum einen außer Acht, dass nicht sel-
ten ambulante Leistungen im Verhältnis zu Leistungen in einer stationären 
Einrichtung durchaus teurer sind; zum anderen werden stationäre Einrich-
tungen häufig sogar eher als ambulante Dienste in der Lage sein, finanzi-
elle Ausfälle aufzufangen.  
 
§ 19 Abs. 6 SGB XII soll die Bereitschaft zu schneller Hilfe fördern, wo sie 
erforderlich ist, aber noch kein Bewilligungsbescheid vorliegt. Wird dieser 
Gesetzeszweck berücksichtigt, verbietet sich eine unterschiedliche Be-
handlung von stationären und ambulanten Leistungserbringern.  
 
Der bpa bittet daher um eine entsprechende Gleichstellung ambulanter 
Dienste. 
 

 
C) Änderungsvorschläge 

 
§ 19 Abs. 6 SGB XII wird wie folgt gefasst: 
 
Der Anspruch der Berechtigten auf Leistungen für in Einrichtungen gem. § 
13 bzw. durch Dienste im Sinne des § 75 Abs. 1 Satz 2 oder auf Pflege-
geld steht, soweit die Leistung den Berechtigten erbracht worden wäre, 
nach ihrem Tod demjenigen zu, der die Leistung erbracht oder die Pflege 
geleistet hat. 
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Änderungsantrag 17  
Umwandlungsanspruch für Angebote zur Unterstützung im All-
tag 
§ 45 a Abs. 4 SGB XI 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Die Kostenerstattung im Rahmen des Umwandlungsanspruchs für Ange-
bote zur Unterstützung im Alltag soll künftig auch nachträglich geltend ge-
macht werden können, ohne dass zuvor ein gesonderter Antrag gestellt 
worden ist. Damit ist eine Inanspruchnahme von Leistungen der nach Lan-
desrecht anerkannten Angebote zur Unterstützung im Alltag im Rahmen 
des Umwandlungsanspruchs bereits möglich, ohne dass vom Pflegebe-
dürftigen zuvor bereits ein Antrag auf Nutzung des Umwandlungsan-
spruchs gestellt worden sein muss. 

 
 

B) Stellungnahme 

 
Durch die vorgesehene Änderung wird die Umwandlung von Sachleistun-
gen nach § 36 SGB XI in einen Kostenerstattungsanspruch, der für die An-
gebote zur Unterstützung im Alltag genutzt werden kann, noch einfacher. 
Der bisher erforderliche Antrag entfällt. Damit wird der Anreiz noch mehr 
vergrößert, den Sachleistungsanspruch umzuwandeln. Dadurch stehen 
entsprechend weniger Mittel für die häusliche Pflege nach § 36 SGB XI zur 
Verfügung. Der bpa befürchtet, dass dieses negative Auswirkungen auf die 
pflegerische Versorgung haben wird. Es entsteht eine Sogwirkung weg von 
der qualitätsgesicherten pflegerischen Leistungen hin zu den Angeboten 
zur Unterstützung im Alltag, deren Leistungserbringer auch bei weitem 
nicht die gleichen Anforderungen erfüllen müssen wie zugelassenen Pfle-
gedienste, die die Sachleistungen nach § 36 SGB X erbringen. Eine weitere 
Förderung der Angebote zur Unterstützung im Alltag ist daher nicht ange-
zeigt. Die beabsichtigte Regelung ist zu streichen. 
 

 
C) Änderungsvorschlag 

 
In Änderungsantrag 17 Nr. 1 wird die Einfügung von Nummer 1c) gestri-
chen.  
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Änderungsantrag 18 
Anhebung der Leistungsbeträge für ambulante Pflegesachleis-
tungen und Kurzzeitpflege 
§ 36 Abs. 3 und § 42 Abs. 2 SGB XI 
 
 

A) Beabsichtigte Neuregelung 

 
Die Leistungsbeträge für ambulante Pflegesachleistungen nach § 36 SGB 
XI werden zum 1. Januar 2022 um fünf Prozent angehoben.  
 
Der Höchstleistungsbetrag für die Kurzzeitpflege nach § 42 SGB XI wird 
zum 1. Januar 2022 um zehn Prozent angehoben.  
 
 

B) Stellungnahme 

 
Die Erhöhung der Leistungsbeträge wird vom bpa grundsätzlich begrüßt. 
Gleichwohl muss deutlich gesagt werden, dass diese zu niedrig ist, weite 
Teile der pflegerischen Versorgung außen vorlässt und nicht den Ankündi-
gungen entspricht, die die Politik in den vergangenen Jahren geäußert hat 
und die im Gesetz bereits intendiert sind. 
 
Ziel der Erhöhung ist der „Ausgleich des sich aus der vorgesehenen Anbin-
dung der Löhne an Tarife ergebenden Kostenanstiegs“ sowie die Abbildung 
der absehbaren Kostensteigerungen durch die bessere Vergütung im Be-
reich der Kurzzeitpflege. Die Erhöhung soll damit nur zukünftige Entwick-
lungen abbilden. Kostensteigerungen der vergangenen Jahre bleiben un-
berücksichtigt. Es ist gleichwohl bereits aktuell offensichtlich, dass die Kos-
ten sich in den nächsten Monaten bis zum Inkrafttreten der Regelung sowie 
im darauffolgenden Jahr deutlich stärker erhöhen werden, als hier zumin-
dest für den ambulanten Bereich vorgesehen ist.  
 
Vollkommen unklar bleibt, wieso lediglich die ambulanten Pflegesachleis-
tungen nach § 36 SGB XI und die Leistungen der Kurzzeitpflege nach § 42 
SGB XI angehoben werden. Ist der Gesetzgeber der Auffassung, dass die 
von ihm in der Begründung angegebene Steigerung der Gehaltskosten in 
den anderen Leistungsbereichen der Pflege nicht erfolgen wird? Wieso er-
folgt keine analoge Erhöhung bei der Tages- und Nachtpflege nach § 41 
SGB XI, dem Entlastungsbetrag oder der Verhinderungspflege? Der bpa 
fordert dringend eine Erhöhung aller Sachleistungsbeträge der Pflegever-
sicherung.  
 
Die in den Änderungsanträgen fehlende Dynamisierung der Leistungsbe-
träge stellt einen klaren Bruch des Koalitionsvertrags und der politischen 
Ankündigungen der vergangenen Jahre dar.  
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Im Koalitionsvertrag wurde zugesagt, „die Sachleistungen kontinuierlich an 
die Personalentwicklung“ anzupassen. Stattdessen gab es in der gesamten 
Legislaturperiode keine einzige Anpassung. Angesichts der in den vergan-
genen vier Jahren gestiegenen Kosten der Pflegeleistungen, die sich aus 
der Personalmehrung, den Ausbildungskosten sowie insbesondere in den 
deutlich gestiegenen Gehälter in der Pflege begründen, können die Pflege-
bedürftigen mit den ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln heute nur noch 
deutlich weniger Leistungen in Anspruch nehmen ohne Zuzahlungen leis-
ten zu müssen, als noch vor vier Jahren. In den Heimen ist durch die feh-
lende Dynamisierung der Eigenanteil deutlich gestiegen. 
 
Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht über die Dynamisierung der Leis-
tungen der Pflegeversicherung nach § 30 SGB XI (Bundestags-Drucksache 
19/25283 vom 9. Dezember 2020) festgehalten, dass ein Anstieg der Leis-
tungsbeträge um fünf Prozent angemessen erscheint. Dies bezog sich je-
doch auf die Preisentwicklung der vergangenen Jahre und war angesichts 
der in der Pflege sehr viel stärkeren Preisentwicklung bereits kritisch zu 
bewerten. So hat der Bundesrat in seiner Stellungnahme zum Bericht (Bun-
desrats-Drucksache 750/20 vom 12. Februar 2021) konstatiert:  
 
„Der Bundesrat macht darauf aufmerksam, dass angesichts der tatsächli-
chen Kostensteigerungen in der Pflege, vor allem durch die wünschens-
werten Lohnsteigerungen, eine Dynamisierung, die sich lediglich an der all-
gemeinen Preisentwicklung orientiert, nicht ausreichend ist, um die Kauf-
kraft der Leistungen der Pflegeversicherung zu erhalten. Die Folgen einer 
unzureichenden Dynamisierung sind weiter steigende Eigenanteile der 
Versicherten und damit weitere Einbußen der sozialpolitischen Funktion 
der Pflegeversicherung.“ 
 
Der nun hier in den Änderungsanträgen vorgesehene Anstieg der ambu-
lanten Sachleistungsbeträge und des Betrags für die Kurzzeitpflege sowie 
die Entlastung der Heimbewohner im ersten Jahr bildet jedoch ausweislich 
der Begründung explizit nicht die notwendige Anpassung an die Preisent-
wicklung der letzten Jahre ab. Stattdessen sollen so durch die Änderungs-
anträge absehbare Kostensteigerungen ausgeglichen werden. Den Pflege-
bedürftigen wird somit die ihnen zustehende Anpassung der Leistungsbe-
träge verwehrt. Dies kritisiert der bpa ausdrücklich. 
 
Dieses Vorgehen des Gesetzgebers ist überdies abzulehnen, wenn es mit 
Hinzunahme der Aufstellung der Bundesregierung zu den Finanzwirkungen 
der Änderungsanträge Pflege zum GVWG in der Pflegeversicherung beur-
teilt wird. In dieser wird der Verzicht auf die Dynamisierung als Gegenfinan-
zierung für eine Begrenzung der stationären Eigenanteile bewertet. Fak-
tisch zahlen damit die Pflegebedürftigen für ihre eigene Entlastung.  
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C) Änderungsvorschlag 
 

Alle Sachleistungsbeträge der Pflegeversicherung werden um fünf Prozent 
erhöht. Es wird klargestellt, dass dies ausdrücklich nur die Anpassung für 
den Kaufkraftverlust der letzten Jahre darstellt und ausdrücklich nicht für 
zukünftige Entwicklungen. Die vorgesehenen Regelungen zur Kurzzeit-
pflege bleiben davon unberührt. 
 
Es wird eine Regelung für eine jährliche regelgebundene automatische Dy-
namisierung zur Anpassung der Leistungen der Pflegeversicherung einge-
führt. Diese kann jedoch nicht allein an die allgemeine Lohn- oder Preisent-
wicklung angeknüpft sein, sondern muss die spezifischen, von den politisch 
gewünschten Gehaltssteige-rungen und Personalausweitungen getriebe-
nen Kostenentwicklungen der Pflege berücksichtigen. 
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II.) Antrag der Fraktion DIE LINKE. 
Solidarische Pflegevollversicherung umsetzen 

 

 
 

A) Ausgewählte Forderungen des Antrags 

 
Zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Pflege sowie zur Kosten-
entlastung der Menschen mit Pflegebedarf sollen verschiedene Sofortmaß-
nahmen ergriffen werden. Die Leistungssätze in der stationären und ambu-
lanten Pflege, für die Verhinderungs-, Tages- und Kurzzeitpflege sowie das 
Pflegegeld werden in allen Pflegegraden gemäß der Entwicklung der Lohn-
summe im Zeitraum 2017 bis 2020 angehoben. Die Pflegesachleistungen 
(ambulant) und die Leistungsbeträge der stationären Pflege werden auf 
dem Niveau des jeweils höheren Leistungsbetrags angeglichen. Die Inves-
titionskostenzuzahlungen der Pflegebedürftigen in stationären, teilstationä-
ren und ambulanten Pflegeeinrichtungen werden eingefroren (Ziffer 2). 
 
Bis zum Ende der Wahlperiode soll ein Zeitplan für die Einführung einer 
Solidarischen Pflegevollversicherung ab 2025 vorgelegt werden. In diesem 
soll enthalten sein, dass alle pflegenotwendigen Kosten von der sozialen 
Pflegeversicherung getragen werden. Ambulant und stationär sollen die 
gleichen Leistungsbeträge gelten. Der Qualitätsausschuss, begleitet durch 
einen paritätisch besetzten Runden Tisch von Kostenträgern, Leistungser-
bringern, Pflegebeschäftigten sowie Betroffeneninitiativen, erarbeitet einen 
bundeseinheitlichen Katalog der pflegerisch notwendigen Leistungen. Die 
Leistungen der Pflegeversicherung, inklusive des Pflegegelds, werden jähr-
lich gemäß der Grundlohnsummenentwicklung, mindestens aber gemäß 
der Inflationsrate dynamisiert. Die Leistungsansprüche für Kurzzeit-, Ver-
hinderungs- und Tagespflege werden in ein Entlastungsbudget zusammen-
geführt, das individuell bedarfsgerecht eingesetzt werden kann (Ziffer 3). 
 
Die Verantwortung von Bund und Ländern für eine bedarfsgerechte Pfle-
geinfrastruktur soll nachhaltig erhöht werden. Dafür soll den Ländern die 
Verantwortung für die Pflegebedarfsplanung, einschließlich der Finanzie-
rung der notwendigen Investitionen übertragen werden. Ein Förderfonds 
aus Bundesmitteln in von jährlich 2 Milliarden Euro zur Kofinanzierung von 
Investitionen in die Pflegeinfrastruktur aus Landesmitteln soll die kostende-
ckende Finanzierung der Betriebskosten ermöglichen. Für die öffentliche 
Förderung von Investitionen werden bundeseinheitliche Vergabekriterien 
geschaffen, die langfristig die Betriebskosten vollumfänglich finanzieren 
und eine Gewinnerzielung ausschließen (Ziffer 4). 
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B) Stellungnahme 

 
Ziffer 2 
Eine Anhebung der Leistungsbeträge gemäß der Entwicklung der Lohn-
summe im Zeitraum 2017 bis 2020 wird vom bpa begrüßt. Sie ist gleichwohl 
als absolutes Minimum zu betrachten, da die Kostensteigerungen in der 
Pflege deutlich größer waren als in der Gesamtwirtschaft. 
 
Eine Angleichung der Leistungsbeträge der ambulanten und vollstationären 
Pflege auf das jeweils höhere Niveau würde in den einzelnen Pflegegraden 
zu kleineren Anstiegen führen, von denen teils ambulant versorgte und teils 
die in den Heimen lebenden Menschen profitieren würden. Der bpa fordert 
seit langem den Grundsatz „ambulant vor stationär“ als „ambulant und sta-
tionär“ zu leben. Vor diesem Hintergrund kann eine entsprechende Anpas-
sung zielführend sein. 
 
Ein Einfrieren der Investitionskostensätze ohne anderweitige Finanzierung 
ist abzulehnen. Erforderliche Anpassungen, beispielsweise aufgrund von 
Sanierungs- oder politisch bedingten Umbaumaßnahmen, könnten ansons-
ten nicht mehr adäquat abgebildet werden. Dieses würde alle Träger gleich-
ermaßen treffen, egal ob privat, freigemeinnützig oder öffentlich. 
 
Ziffer 3 
Die Frage, ob die Pflegeversicherung eine Teil- oder Vollversicherung sein 
soll, muss politisch beantwortet werden. Klar ist, dass durch die Leistungen 
der Hilfe zur Pflege auch heute schon jeder Pflegebedürftige Versorgung 
erhält, auch wenn die eigenen finanziellen Mittel nicht nur Finanzierung et-
waiger Eigenanteile reichen. Der hier geforderte Katalog der „notwendigen 
Leistungen“ darf nicht dazu führen, dass Pflege rationiert und das Selbst-
bestimmungsrecht der Pflegebedürftigen eingeschränkt wird. 
 
Eine jährlich regelgebundene Dynamisierung zur Anpassung der Leistun-
gen der Pflegeversicherung wird vom bpa ausdrücklich begrüßt. Hierzu 
wird auch auf die Ausführungen auf S. 53 verwiesen. Unklar bleibt, wieso 
es bei einer wie von den Antragstellern geforderten Vollversicherung noch 
eine Dynamisierung der Leistungen benötigt. 
 
Die Leistungen der Pflegeversicherung sind komplex. Eine Flexibilisierung 
und Erleichterung der Nutzung der Leistungsbudgets ist deshalb grund-
sätzlich eine sinnvolle Zielsetzung. Es kann insofern attraktiv sein, Leis-
tungsansprüche für Kurzzeit-, Verhinderungs- und Tagespflege in ein Ent-
lastungsbudget zusammenzuführen. Gleichwohl muss bei einer vollständi-
gen Verrechnung der Leistungsbeträge davor gewarnt werden, dass es zu 
Situationen kommen kann, in denen kurzfristig Kurzzeitpflege nötig wird, 
das diesbezügliche Budget aber bereits durch andere Leistungen veraus-
gabt wurde. Keinesfalls dürfte eine Zusammenlegung der Budgets dazu 
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führen, dass Kurzzeitpflegeplätze abgebaut werden müssen. Auch struktu-
rell muss insofern darauf geachtet werden, dass das wichtige Entlastungs-
angebot der Kurzzeitpflege auch dauerhaft bestehen kann. 
 
Um sicherzustellen, dass die Pflegebedürftigen die ihnen zustehenden 
Leistungsansprüche vollständig wahrnehmen können, sollten die Pflege-
kassen verpflichtet werden, jeweils am Ende des dritten Quartals eines Jah-
res unaufgefordert ihren Versicherten eine Übersicht der verbliebenen Be-
träge zur Verfügung zu stellen. 
 
Ziffer 4 
Eine Bedarfsplanung der Länder über die pflegerische Infrastruktur lehnt 
der bpa entschieden ab. Schon heute hätten die Länder und Kommunen 
umfangreiche Gestaltungsmöglichkeiten, von den Aufgaben der Altenhilfe, 
über die Aufgaben als Sozialhilfeträger und Beratungsinstanz bis hin zu den 
Planungs- und Vergaberechten. Die Chance, dadurch positiv zu einer An-
gebotsvielfalt beizutragen, wird jedoch in den wenigsten Fällen genutzt. Ein 
nun sogar noch weiterer Ausbau würde nur dazu führen, dass die Innova-
tionskraft der Anbieter sinkt und den Pflegebedürftigen weniger Angebote 
zur Verfügung stünden. Wenn die Leistungen vor Ort zukünftig von der je-
weiligen politischen Mehrheit abhängig sind, wird dies das Selbstbestim-
mungsrecht und die Wahlfreiheit pflegebedürftiger signifikant einschrän-
ken. Komplizierte Kombinationslösungen zur Finanzierung der notwendi-
gen Investitionen werden absehbar in kürzester Zeit zu einer signifikanten 
Unterfinanzierung führen. Die Länder haben in den vergangenen Jahrzehn-
ten in der Altenpflege und im Krankenhausbereich bewiesen, dass sie die 
Finanzierung der Investitionen nicht sicherstellen können. Die hier gefor-
derten Maßnahmen würden dazu führen, dass dringend benötigte Investi-
tionen in die Infrastruktur ausbleiben. Insbesondere vor dem Hintergrund 
der stark steigenden Zahl pflegebedürftiger Menschen darf es keinesfalls 
eine Reduzierung der Investitionen geben. 
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III.) Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Die Pflegeversicherung verlässlich und solidarisch gestalten – 
Die doppelte Pflegegarantie umsetzen 
 

 

 
A) Ausgewählte Forderungen des Antrags 

 
Zur Umsetzung der sogenannten „doppelten Pflegegarantie“ der Antrag-
steller sollen verschiedene Regelungen vorgenommen werden. Dies um-
fasst eine Deckelung der stationären pflegebedingten Eigenanteile bei 690 
Euro, die Einführung eines unabhängigen Case Managements, die Stär-
kung der Steuerungs- und Planungskompetenz der Landkreise und kreis-
freien Städte für die regionale Pflegestruktur durch die Implementierung ei-
ner Kreis- und Gemeindepflegebedarfsplanung sowie die Nutzung freiwer-
dender Finanzmittel aus der Hilfe zur Pflege für die Schaffung eines vielfäl-
tigen pflegerischen Angebots und lebenswerter Quartiere für alle Generati-
onen im Rahmen der kommunalen Pflegestruktur- und Sozialraumplanung 
(Ziffer 1). 
 
Diese Maßnahmen sollen durch die Übernahme der Kosten der medizini-
schen Behandlungspflege in Pflegeheimen durch die Krankenkassen sowie 
einen Steuerzuschuss des Bundes an die Pflegeversicherung zum Aus-
gleich versicherungsfremder Leistungen flankiert werden (Ziffer 2). 
 
Zur Umsetzung der Pflegereform soll ein Beteiligungsprozess organisiert 
werden, in dem unter anderem die relevanten Ministerien auf Bundes- und 
Landesebene, die im Bundestag vertretenen Fraktionen, die Verbände der 
Wohlfahrt, der Pflegeberufe und -anbieter sowie der Pflegebedürftigen und 
ihrer Interessensvertreter, die Gewerkschaften, die kommunalen Spitzen-
verbände und die Pflege- und Krankenkassen eingebunden sind (Ziffer 3). 

 
 

B) Stellungnahme 

 
Ziffer 1 
Zur Deckelung der pflegebedingten Eigenanteile verweist der bpa auf seine 
Stellungnahme zum Änderungsantrag 4 der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD (S. 21). 
 
Ein Case-Management darf nur eine Beratung der pflegebedürftigen Men-
schen umfassen. Keinesfalls kann es zu einer Steuerung oder Einschrän-
kung der Leistungen führen. 
 
Eine Bedarfsplanung der Länder über die pflegerische Infrastruktur lehnt 
der bpa entschieden ab. Schon heute hätten die Länder und Kommunen 
umfangreiche Gestaltungsmöglichkeiten, von den Aufgaben der Altenhilfe, 
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über die Aufgaben als Sozialhilfeträger und Beratungsinstanz bis hin zu den 
Planungs- und Vergaberechten. Die Chance, dadurch positiv zu einer An-
gebotsvielfalt beizutragen, wird jedoch in den wenigsten Fällen genutzt. Ein 
nun sogar noch weiterer Ausbau würde nur dazu führen, dass die Innova-
tionskraft der Anbieter sinkt und den Pflegebedürftigen weniger Angebote 
zur Verfügung stünden. Wenn die Leistungen vor Ort zukünftig von der je-
weiligen politischen Mehrheit abhängig sind, wird dies das Selbstbestim-
mungsrecht und die Wahlfreiheit pflegebedürftiger signifikant einschrän-
ken.  
 
Für die Schaffung vielfältiger Quartiere bedarf es nicht weiterer Steuergel-
der, sondern der offenen und vertrauensvollen Zusammenarbeit mit den 
Trägern pflegerischer Leistungen.  
 
Wenn ein Betreiber vor Ort verwurzelt ist, in der Nähe wohnt, in der Nach-
barschaft und im Ort bekannt ist, dann ist er ein elementarer und ganz ak-
tiver Teil des Quartiers. Bei privaten Trägern kommt hinzu, dass sie mit 
ihrem Namen für ihre Arbeit einstehen müssen. Andere tauschen den 
Heimleiter aus, wenn es Schwierigkeiten gibt. Ein familiärer privater Träger 
muss seinen guten Ruf nicht nur verdienen, sondern auch jederzeit vertei-
digen. Handeln und haften in einer Hand ist nicht nur eine besondere Frei-
heit, sondern immer auch eine besondere Verpflichtung.  
 
Die gleiche Situation finden wir auch in der ambulanten Versorgung. Mehr 
als 60 Prozent aller Pflegedienste in Deutschland befinden sich in privater 
Trägerschaft. In der Regel sind es Familienunternehmen aus der Region, 
deren Inhaber als Pflegekräfte vor Ort persönlich präsent sind und in der 
Region, dem Quartier, die Versorgung gewährleisten. 
 
Deutschlandweit werden innovative Versorgungsmodelle von den privaten 
Anbietern etabliert, die sowohl Angebote für Menschen mit Pflegebedarf im 
Besonderen, wie auch die Bedarfe weiterer Bevölkerungsgruppen im All-
gemeinen (Arzt- und Sanitätshäuser, Kitas, Apotheken, Supermärkte), in 
den Blick nehmen. Entscheidend für den Erfolg dieser Investitionen sind 
verlässliche Rahmenbedingungen und eine Offenheit für Chancen seitens 
der Kommunen; nicht die Umnutzung von Mitteln der Hilfe zur Pflege. 
 
 
Ziffer 2 
Bei den Leistungen der Krankenkasse werden die Bewohner von Pflege-
heimen systematisch benachteiligt, da sie die Kosten für die medizinische 
Behandlungspflege zusätzlich zu ihren regulären Versicherungsbeiträgen 
aus eigener Tasche zahlen müssen. Sie werden damit Monat für Monat mit 
mehreren hundert Euro zusätzlich belastet. Bei allen anderen Versicherten 
übernimmt die Krankenversicherung die Finanzierung dieser Leistung. Die 
zusätzlichen Kosten liegen bei rund drei Milliarden Euro jährlich. Eine 
schnelle finanzielle Entlastung wird sofort erreicht, wenn die medizinische 
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Behandlungspflege endlich von der Krankenversicherung finanziert wird. 
Der bpa begrüßt deshalb die dementsprechende Forderung der Antragstel-
ler. 
 
Gleiches gilt für den Ausgleich versicherungsfremder Leistungen der Pfle-
geversicherung durch einen Steuerzuschuss. Die Pflegeversicherung fi-
nanziert viele Aufgaben, die nicht originär in deren Zuständigkeit liegen. 
Würden diese von den eigentlichen Verantwortlichen gezahlt, wäre eine 
sofortige Entlastung der Pflegeversicherung und der pflegebedürftigen 
Menschen möglich. Dies umfasst u.a. die Förderung von Familie, Pflege 
und Beruf sowie insbesondere die Leistungen zur sozialen Sicherung der 
Pflegepersonen (beispielsweise die Zahlung von Rentenpunkten für pfle-
gende Angehörige). Insgesamt betragen die Kosten dieser Leistungen 
etwa drei Milliarden Euro jährlich.  
 
 
Ziffer 3 
Gegen einen offenen Beteiligungsprozess ist grundsätzlich nichts einzu-
wenden. Gleichwohl muss garantiert sein, dass dieser nicht durch eine po-
litisch gesteuerte Besetzung so instrumentalisiert wird, dass vermeintliche 
Mehrheiten für Projekte suggeriert werden, die faktisch nicht bestehen. Ins-
besondere die Diskussionen der Konzertierten Aktion Pflege zur Entloh-
nung boten hierfür ein abschreckendes Beispiel. 
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